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Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen – Rechtliche
Steuerungsinstrumente im heutigen und zukünftigen Energiesystem

Abstract
Die wachsenden Herausforderungen im deutschen Stromsystem erfordern zunehmend, dass
sich sowohl Stromerzeuger als auch Stromverbraucher in ihrer Standortwahl und ihrem Be‐
triebsverhalten an die Netz‐ und Systemgegebenheiten anpassen. In diesem Kontext wer‐
den Elektrolyseanlagen erhebliche Flexibilitätspotenziale zugeschrieben. Diese Fähigkeit zum
system‐ und stromnetzdienlichen Einsatzverhaltenwird aufgrund fehlender (regulatorischer)
Instrumente und Rahmenbedingungen bislang jedoch nicht ausgeschöpft. Das vorliegende
Papier arbeitet die Thematik definitorisch auf, diskutiert die wesentlichen Rahmenbedingun‐
gen und stellt regulatorische Regelungsansätze vor.
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A. | Zusammenfassung (Executive Summary)
Die Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen nimmt im energiepolitischen Diskurs eine
zentrale Rolle ein. Der Begriff der Netz‐ und Systemdienlichkeit wird dabei allerdings unterschiedlich
verstanden. Eine rechtliche Definition des Begriffs gibt es nicht.

Ziel der vorliegenden Studie ist es vor diesem Hintergrund, in einem ersten Schritt den Begriff der Netz‐
und Systemdienlichkeit näher zu umreißen, bevor in einem zweiten Schritt rechtliche Instrumente zur
Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit mit einem Fokus auf die Stromnetzdienlichkeit in den Blick
genommen werden.

Zum Begriff der Netz‐ und Systemdienlichkeit

Im Rahmen dieser Studie wird der Begriff der Netz‐ und Systemdienlichkeit ausschließlich auf Infrastruktu‐
ren beschränkt. Insbesondere Fragen der Marktdienlichkeit bleiben außer Betracht.

Im Hinblick auf Infrastrukturen lassen sich Netze von sonstigen Infrastrukturen unterscheiden. Netzinfra‐
strukturen sind sowohl auf der Inputseite von Elektrolyseanlagen (z. B. Wassernetze, Stromnetze) als auch
auf der Outputseite (z. B. Wasserstoff‐, Erdgas‐ und Wärmenetze) relevant. Sonstige Infrastrukturen sind
ebenfalls sowohl auf der Inputseite (z. B. Stromspeicher) als auch auf der Outputseite (z. B. Wasserstoff‐
speicher, Straßen für Trailertransporte) von Bedeutung.

Sowohl für Netze als auch für sonstige Infrastrukturen lassen sich (Netz‐)Verträglichkeit und
(Netz‐)Dienlichkeit unterscheiden. Die „Verträglichkeit“ meint die Einhaltung technisch und regulato‐
risch zu definierender Mindeststandards zur Nutzung einer Infrastruktur. Von einer „Dienlichkeit“ kann
dann gesprochen werden, wenn über die Mindestanforderungen hinaus weitere Anforderungen erfüllt
werden.

Unter Berücksichtigung sämtlicher von einer Elektrolyseanlage betroffener Infrastrukturen lässt sich
eine (Gesamt‐)Systemverträglichkeit und eine (Gesamt‐)Systemdienlichkeit ermitteln. Da jedenfalls
eine (Gesamt‐)Systemdienlichkeit in der Realität oftmals nicht erreichbar sein dürfte, ist in Bezug auf
die Dienlichkeit im Rahmen der politischen und rechtlichen Steuerung gegebenenfalls eine Priorisierung
vorzunehmen (z. B. mit einem Fokus auf die Stromnetzdienlichkeit).

Wichtig ist es, bei der Betrachtung der Netz‐ und Systemdienlichkeit nicht nur den Elektrolyseur als solchen,
sondern die gesamte Elektrolyseanlage einschließlich Nebenanlagen in den Blick zu nehmen. Denn die
Steuerbarkeit und Flexibilität einer Gesamtanlage wird nicht nur durch den Elektrolyseur, sondern auch
durch Nebenanlagen und weitere Anlagenkomponenten definiert und begrenzt.

Die Netz‐ und Systemdienlichkeit der Wasserstofferzeugung unterscheidet sich in Abhängigkeit von der
„Farbe“ des erzeugten Wasserstoffs und von den gewählten Verwertungspfaden. So sind etwa bei der
Herstellung von blauem Wasserstoff Erdgas‐, CCU‐ und CCS‐Infrastrukturen (z. B. CO2‐Pipelines) von
Bedeutung, die bei der Herstellung von grünemWasserstoff nicht erforderlich sind.

Der Fokus dieser Studie liegt ausschließlich auf der Herstellung von grünem Wasserstoff im Wege der
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Wasserelektrolyse. Aspekte der Netz‐ und Systemdienlichkeit werden zudem ausschließlich mit Blick auf
die Stromnetzinfrastruktur vertieft betrachtet.

Die Stromnetzdienlichkeit hängt bei der Erzeugung von grünem Wasserstoff maßgeblich von zwei Faktoren
ab: dem Standort und der Betriebsweise der Elektrolyseanlage.

Rechtliche Instrumente zur Steuerung der Stromnetzdienlichkeit

Die Stromnetzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen lässt sich durch verschiedene rechtliche Instrumente
steuern: Eine „große Lösung“ zur Adressierung der Stromnetzdienlichkeit wäre eine grundlegende Reform
des Strommarktdesigns. Dies könnte durch die Einführung eines Nodalpreissystems oder die Aufteilung
der einheitlichen deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone erfolgen. Beide Maßnahmen sind allerdings
derzeit politisch nicht mehrheitsfähig.

Die alternative und politisch wahrscheinlichere „kleine Lösung“ besteht darin, die Stromnetzdienlichkeit
von Elektrolyseanlagen durch eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen zu steuern.

Entsprechende Maßnahmen können zum einen im Bereich der Stromnetzregulierung ansetzen: Im
Zusammenhang mit dem Netzanschluss von Elektrolyseanlagen können Technische Regeln und Anschluss‐
bedingungen (TAR/TAB), (zwingende) Baukostenzuschüsse und flexible Netzanschlussvereinbarungen (FCA)
genutzt werden. Im Zusammenhang mit dem Netzzugang können insbesondere dynamische Netzentgelte,
ergänzt durch Vorgaben aus FCA, zum Einsatz kommen.

Ergänzt werden können Instrumente der Stromnetzregulierung durchweitere Ansätze aus dem Bereich des
Förder‐ und/oder Ordnungsrechts:

Bestehende Rechtsgrundlagen, an die angeknüpft werden könnte, sind etwa die Treibhausgasminderungs‐
quote nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz, Ausschreibungen nach dem Windenergie‐auf‐See‐Gesetz
und dem Erneuerbare‐Energien‐Gesetz, CO2‐Differenzverträge für die Industrie oder Ausschreibungen der
EU‐Wasserstoffbank.

Neue rechtliche Instrumente zur Flankierung des Wasserstoffhochlaufs könnten ebenfalls mit Vorgaben
zur Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen verbunden werden. Anknüpfungspunkte könnten
etwa Vorgaben für die im Rahmen einer Grüngasquote im zukünftigen Gebäudemodernisierungsgesetz
oder zur Umsetzung der EU‐Industriequote anrechenbaren grünen Wasserstoffmengen sein.

Wird die Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen durch eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen
gesteuert, müssenWechselwirkungen zwischen denMaßnahmen bedacht werden. Denn Lenkungswirkun‐
gen einzelner Instrumente können sich überlagern (z. B. Vorgaben zur Betriebsweise aus FCA und parallel
geltende dynamische Stromnetzentgelte) oder – im äußersten Fall – auch widersprechen.

Zu beachten sind auch Wechselwirkungen mit anderen (rechtlichen) Rahmenbedingungen der Wasser‐
stoffwirtschaft. Dies betrifft insbesondere die Anforderungen an die Herstellung von grünem Wasserstoff
durch die Delegierten Rechtsakte zur europäischen Erneuerbare‐Energien‐Richtlinie (RED III) sowie durch die
37. Bundes‐Immissionsschutzverordnung (sog. RFNBO‐Kriterien). Denn insbesondere die RFNBO‐Kriterien
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schränken Betreiber von Elektrolyseanlagen beim Strombezug aus dem öffentlichen Netz ein und können
das Flexibilisierungspotenzial von Elektrolyseanlagen verringern. Dies ist insbesondere bei der Einführung
rechtlicher Instrumente zur Steuerung der netzdienlichen Betriebsweise zu berücksichtigen.

Wichtig ist zuletzt, auch die ökonomischen Auswirkungen rechtlicher Instrumente genau zu bedenken: Vor‐
gaben zur Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen erhöhen potenziell die Gestehungskosten
von grünem Wasserstoff. Dies könnte den ohnehin schon stockenden Markthochlauf von grünem Wasser‐
stoff weiter bremsen. Für bereits in Betrieb befindliche oder in der Planung weit fortgeschrittene Projekte
kann die Einführung neuer Instrumente der Netz‐ und Systemdienlichkeit zudem Bestandsschutz‐ und Über‐
gangsregelungen erforderlich machen.

3



ITE Schriftenreihe Nr. 15 Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen

B. | Grundlagen
Die Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen nimmt im energiepolitischen Diskurs eine zentrale
Rolle ein.1 Der Begriff der Netz‐ und Systemdienlichkeit wird dabei allerdings unterschiedlich verstanden.
Eine rechtliche Definition des Begriffs gibt es nicht.2

Im Rahmen dieser Studie wird der Begriff der Netz‐ und Systemdienlichkeit ausschließlich auf Infrastrukturen
beschränkt. Insbesondere Fragen der sogenannten „Marktdienlichkeit“, also einer am Börsenstrompreis
orientieren Fahrweise von Anlagen mit dem Ziel einer Steigerung der Versorgungssicherheit, bleiben außer
Betracht.3

I. | Zum Begriff der Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen
In Bezug auf Infrastrukturen können Netze von sonstigen Infrastrukturen unterschieden werden. Netzinfra‐
strukturen sind sowohl auf der Inputseite von Elektrolyseanlagen (z. B. Wassernetze, Stromnetze) als auch
auf der Outputseite (z. B. Wasserstoff‐, Erdgas‐ und Wärmenetze) relevant. Sonstige Infrastrukturen sind
ebenfalls sowohl auf der Inputseite (z. B. Stromspeicher) als auch auf der Outputseite (z. B. Wasserstoff‐
speicher, Straßen für Trailertransporte) von Bedeutung.

Sowohl für Netze als auch für sonstige Infrastrukturen lassen sich die (Netz‐)Verträglichkeit und die
(Netz‐)Dienlichkeit von Elektrolyseanlagen unterscheiden (Abb. 1):

Beliebiges Netz

Netzverträglichkeit Netzdienlichkeit
Infrastruktur-

verträglichkeit

Infrastruktur-

dienlichkeit

Beliebige Infrastruktur

Abb. 1: Abgrenzungen Netzverträglichkeit und Netzdienlichkeit (in Grüntönen) sowie Infrastrukturverträg‐
lichkeit und Infrastrukturdienlichkeit (in Orangetönen). S.Freitag, 2025.

1 Vgl. dazu ausführlich Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 392, 393 f.
2 Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 392, 392.
3 Zum Aspekt der Marktdienlichkeit flexibler Stromverbraucher vgl. etwa Agora Energiewende, Haushaltsnahe Fle‐

xibilitäten nutzen. Wie Elektrofahrzeuge, Wärmepumpen und Co. die Stromkosten für alle senken können, 2023,
S. 30.
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1. | Netz‐ und Infrastrukturverträglichkeit
Grundvoraussetzung und Mindestanforderung an eine Anlage, die an ein (öffentliches) Netz angeschlossen
werden soll, ist zunächst die sog. Netzverträglichkeit.4 Bei Elektrolyseanlagen bezieht sich diese insbeson‐
dere auf die Anschlüsse an das Trinkwasser5‐ und Stromnetz, auf die der Elektrolysebetrieb die größten
Netzrückwirkungen entfaltet.6 Die (Strom‐)Netzverträglichkeit gewährleistet die Einhaltung der technisch
und regulatorisch vorgegebenen Parameter einer Anlage zum Erhalt des Netzanschlusses.7 Grundlage
hierfür sind die Vorgaben des Energiewirtschaftsgesetzes, die Technischen Anschlussregeln für den Netz‐
anschluss auf allen Spannungsebenen (VDE‐AR‐N 41XX) und die Technischen Anschlussbedingungen der
Netzbetreiber.

In Anlehnung an die Netzverträglichkeit gewährleistet die Infrastrukturverträglichkeit die Einhaltung
etwaiger technischer und regulatorisch vorgegebener Parameter einer Infrastruktur. Sie bildet damit die
Grundvoraussetzung und Mindestanforderung dafür, dass die Elektrolyseanlage mit der Infrastruktur
verbunden bzw. im (energetischen) Austausch stehen kann.

2. | Netz‐ und Infrastrukturdienlichkeit
Von der Netzverträglichkeit zu unterscheiden ist die Netzdienlichkeit einer Elektrolyseanlage: Netzdienlich
kann sich die Anlage nur verhalten, sofern diese über die Mindestanforderungen an die Netzverträglichkeit
hinaus weitere Voraussetzungen erfüllt.8

Von der Infrastrukturverträglichkeit ist wiederum die Infrastrukturdienlichkeit einer Elektrolyseanlage zu
unterscheiden: Infrastrukturdienlich kann sich die Anlage nur verhalten, sofern diese über die Mindestan‐

4 Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 392, 392. Zum Teil wird auch der Begriff „netzneutral“ verwendet, vgl.
Monopolkommission, Energie 2025: Wettbewerb und Effizienz für ein zukunftsfähiges Energiesystem, 10. Sektor‐
gutachten, 2025, Rz. 20.

5 Der Wasserbedarf einer Elektrolyseanlage setzt sich aus dem Bedarf für die Wasserstofferzeugung im Elektro‐
lyseprozess und dem weiteren anlagenspezifischen Wasserbedarf, bspw. für die Kühlung, den Reinigungs‐ und
Inbetriebnahme‐Zyklen sowie der Nutzung von anfallendem Kondenswasser, zusammen. In Abhängigkeit von der
Wasserquelle, der Elektrolysetechnologie und den Prozessschritten liegt der Wasserbedarf bei 12 ‐ 40 Litern je
erzeugtem KilogrammWasserstoff (exklusive Kühlung). DVGW, GenügendWasser für die Elektrolyse, S. 5; Handrei‐
chung Standortprüfung von industriellen Ansiedlungen zurWasserstofferzeugung: BDEW,Wasserfachliche Aspekte
bei einem Anschluss an die regionale bzw. lokale Wasserinfrastruktur, S. 3. Die Netzverträglichkeit im Kontext des
Trinkwassernetzes bezieht sich in diesem Beitrag auf die regionaleWasserverfügbarkeit und demAuslösen von sog.
Wasserstress durch den Wasserbezug von Elektrolyseanlagen. Die Verbindung zwischen der Errichtung von Elek‐
trolyseanlagen und dem Auslösen von Wasserstress findet auch in der Gesetzgebung erste Berücksichtigung: So
stellt § 4 Abs. 2 Wasserstoffbeschleunigungsgesetz klar, dass die Errichtung und der Betrieb eines Elektrolyseurs an
Land nur dann im überragenden öffentlichen Interesse liegt und der öffentlichen Sicherheit dient, sofern durch die
Wasserentnahme die öffentliche Wasserversorgung oder der Wasserhaushalt nicht erheblich beeinträchtigt wer‐
den kann. Hierfür reicht eine wahrscheinliche Beeinträchtigung, also auch, wenn diese nicht zwingend eintritt, aus.
BT‐Drs. 20/11899, S. 34.

6 Die größte Rückwirkung entfaltet der Betrieb einer Elektrolyseanlage auf das Strom‐ undWassernetz: Bei der Was‐
serstofferzeugung wird Wasser unter Einsatz von Strom in die chemischen Bestandteile Wasserstoff und Sauerstoff
aufgespalten.

7 Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 392, 392.
8 Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 392, 392.
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forderungen an die Infrastrukturverträglichkeit hinaus weitere Voraussetzungen erfüllt. Entsprechend kann
sich eine Elektrolyseanlage netz‐ bzw. infrastrukturverträglich verhalten, ohne zeitgleich auch netz‐ bzw.
infrastrukturdienlich zu sein. Eine Netz‐ bzw. Infrastrukturdienlichkeit setzt wiederum immer eine Netz‐
bzw. Infrastrukturverträglichkeit der Elektrolyseanlage voraus.

3. | (Gesamt‐)Systemverträglichkeit und Systemdienlichkeit
Für Elektrolyseanlagen ist außerdem die (Gesamt‐)Systemverträglichkeit von zentraler Bedeutung: Als
Anlagen, die mit mehreren Netzen und Infrastrukturen verbunden sind, müssen diese auch den Anfor‐
derungen all dieser gerecht werden.9 Die (Gesamt‐)Systemverträglichkeit setzt sich aus der Summe der
Netzverträglichkeiten (nur Netze) und Infrastrukturverträglichkeiten der weiteren Infrastrukturen, die
wiederum keine Netze darstellen, zusammen.

Während sich die Netz‐ und Infrastrukturdienlichkeit nur auf ein Netz bzw. eine Infrastruktur bezieht,
bedarf es bei der (Gesamt‐)Systemdienlichkeit der Berücksichtigung aller mit der Elektrolyseanlage
verbundenen Netze und Infrastrukturen. Grundvoraussetzung für die (Gesamt‐ )Systemdienlichkeit ist,
analog zur Netz‐ und Infrastrukturdienlichkeit, die (Gesamt‐ )Systemverträglichkeit. In einem optimalen
System kann eine darüber hinausgehende (Gesamt‐)Systemdienlichkeit nur dann vorliegen, wenn eine
von der Elektrolyseanlage ausgehende Netz‐ und Infrastrukturdienlichkeit in Bezug auf alle im System
vorhandenen Netze und Infrastrukturen gegeben ist.10 In der Realität ist davon aufgrund der Vielzahl
der Komponenten kaum auszugehen, sodass im Rahmen der politischen und rechtlichen Steuerung eine
Bewertung der jeweiligen Dienlichkeiten und im Anschluss eine Priorisierung hinsichtlich der im System
vorhandenen Netze und Infrastrukturen vorgenommen werden muss.11 Nach einer zu entwickelnden
Methodik müsste die Notwendigkeit der Einhaltung der „Dienlichkeit“ für jede Infrastruktur und jedes Netz
gewichtet werden. Anschließend könnte – je nach Priorisierung – unter Umständen auch dann von einer
(Gesamt‐)Systemdienlichkeit ausgegangen werden, wenn sich die Elektrolyseanlage nicht in Bezug auf alle
Infrastrukturen und Netze netz‐ und infrastrukturdienlich verhält.

Im Gesamtsystem Elektrolyseanlage sind im Kontext der (Gesamt‐)Systemdienlichkeitsbetrachtung
zahlreiche vor‐ und nachgelagerte Netze und Infrastrukturen zu berücksichtigen: Darunter fallen die
(Trink‐)Wasser‐, Strom‐, Gas‐, Wasserstoff‐ und Wärmenetze, Strom‐ und Wasserstoffspeicher, Wasserstoff‐
tankstellen, Sauerstoffanwendungen, Stromdirektleitungen12 sowie weitere (Transport‐)Infrastrukturen.

Die Komplexität der Gesamtsystembetrachtung Elektrolyseanlage wird in Abb. 2, dabei erfolgt eine farbliche
Differenzierung zwischen Netzen (grün), Infrastrukturen (orange) und dem Gesamtsystem (zweifarbig).

9 Appel et al., VDE Impulspapier Netzdienliche Integration von Elektrolyseuren, 2022, S. 2.
10 Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 392, 393.
11 Zu Konflikten zwischen unterschiedlichen Aspekten der Systemdienlichkeit auch EWI/BET, Energiewen‐

de.Effizient.Machen. – Monitoringbericht zum Start der 21. Legislaturperiode, 2025, S. 190.
12 Stromdirektleitungen werden in diesem Beitrag, aufgrund der fehlenden Charakteristika, die für die Netzverträg‐

lichkeit und Netzdienlichkeit definiert wurden, den Infrastrukturen zugeordnet.
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Abb. 2: Gesamtsystem Elektrolyseanlage: Unterscheidung Netzverträglichkeit, Infrastrukturverträglichkeit, Systemverträglichkeit, Netzdienlich‐
keit, Infrastrukturdienlichkeit und (Gesamt‐)Systemdienlichkeit. S.Freitag, 2025.
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4. | Steuerungsobjekt: Elektrolyseanlage
Im Kontext einer Steuerung der Netz‐, Infrastruktur‐ und Systemdienlichkeit ist zwischen den Begriff‐
lichkeiten Elektrolyseur und Elektrolyseanlage zu differenzieren: Unter einem Elektrolyseur wird in
diesem Beitrag die Gesamtheit der technischen Anlageteile zur Erzeugung von Wasserstoff auf der Basis
eines Elektrolyseprozesses sowie der zur Aufrechterhaltung des Elektrolyseprozesses erforderlichen
Nebenanlagen verstanden. Von einer Elektrolyseanlage sind hingegen auch alle weiteren Nebenanla‐
gen und Komponenten umfasst, die über den Zweck der Aufrechterhaltung des Elektrolyseprozesses
hinausgehen. Die Nebenanlagen verbinden den Elektrolyseprozess mit weiteren Infrastrukturen (z. B.
vorgelagertes Trinkwasser(‐aufbereitungs)system, Gasreinigungs‐ und Trocknungssystem im Kontext der
Wasserstoffbeimischung in ein Gasnetz), weshalb die Differenzierung im Kontext der Netz‐, Infrastruktur‐
und Systemdienlichkeit von zentraler Bedeutung ist.

Bei der Betrachtung des Flexibilitätspotenzials einer Elektrolyseanlage muss überdies nach den vier
Elektrolysetechnologien unterschieden werden: Alkalische Elektrolyse (AEL), Polymer‐Elektrolyt‐Membran‐
Elektrolyse (PEM), Hochtemperatur‐Elektrolyse (HTEL) und die Alkalische‐Membran‐Elektrolyse (AEM). So
zeichnen sich beispielsweise PEM‐Elektrolyseure durch hohe Flexibilitätspotenziale und schnelle Reakti‐
onszeiten aus. Den unterschiedlichen Flexibilitätspotenzialen der Technologien sind bei der Festlegung von
netzdienlichen Betriebsanforderungen Rechnung zu tragen.

5. | Bedeutung des Wasserstoff‐Herstellungsverfahrens
Jede Wasserstofffarbe bzw. jedes Verfahren zur Herstellung der einzelnen „Wasserstofffarben“ ist mit
unterschiedlichen Systemkomponenten verbunden und wirft somit eigene Fragen hinsichtlich der Netz‐,
Infrastruktur‐ und Systemdienlichkeit auf. Bei grünem Wasserstoff, der im Wege der Wasserelektrolyse
mit grünem Strom erzeugt wird, ist neben der Stromnetzverträglichkeit und Stromnetzdienlichkeit unter
anderem auch die (Trink‐)Wassernetzverträglichkeit beim Wasserbezug aus dem (Trink‐)Wassernetz13 zu
beachten. Bei blauem Wasserstoff (grauer Wasserstoff + Carbon Capture and Storage oder Utilization (CCS
und CCU) spielen wiederum insbesondere Verträglichkeiten in Bezug auf das Erdgasnetz und die CCS‐ oder
CCU‐Infrastruktur eine Rolle.14

II. | (Strom‐)Netzdienlichkeit bei der Herstellung von grünemWasserstoff
Der vorliegende Beitrag bezieht sich im weiteren Verlauf ausschließlich auf die Herstellung von grünem
Wasserstoff im Rahmen der Wasserstoffelektrolyse. Die (Strom‐)Netzdienlichkeit steht dabei im Vorder‐
grund.

Die (Strom‐)Netzdienlichkeit der Erzeugung von grünem Wasserstoff im Wege der Wasserelektrolyse hängt
maßgeblich von zwei Faktoren ab: dem Standort und der Betriebsweise der Elektrolyseanlage.15 Die

13 Die damit einhergehenden Anforderungen ergeben sich beispielsweise aus dem Wasserhaushaltsgesetz, dem
Planungs‐ und Genehmigungsrecht und demWasserstoffbeschleunigungsgesetz.

14 Die weiteren Wasserstofffarben können aus Gründen des Umfangs des Beitrags an dieser Stelle nicht weiter be‐
rücksichtigt werden.

15 Nationaler Wasserstoffrat, Systemdienliche Elektrolyse, Stellungnahme, 2024, S. 2; Freitag/Kisker/Buchmüller,
EnWZ 2024, S. 392, 393.
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Einschätzungen hinsichtlich der Bedeutung bzw. Gewichtung der beiden Dimensionen sowie zu etwaigen
Wechselwirkungen gehen in der Debatte dabei allerdings auseinander.16

Die (Strom‐)Netzdienlichkeit eines Standortes lässt sich anhand verschiedener Ansätze ermitteln, ist aber
deutlich komplexer als der in diesem Kontext oftmals gewählte Ansatz des „netzdienlichen Nordens“ in
der Nähe der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien. Vielmehr bedarf es hierfür eines granularen
Ansatzes, der die netzdienliche Standortfrage im optimalen Fall auf Ebene der Netzverknüpfungspunkte17

analysiert. Dabei sind neben örtlichen Verfügbarkeiten von erneuerbarem Strom auch das Vorhandensein
von verfügbaren Netzanschlusskapazitäten für die Elektrolyseanlage zu prüfen.

Bei der Netzdienlichkeitsdimension Betrieb ist auch die Anlagenkonfiguration zu berücksichtigen: Die
Möglichkeit zur flexiblen Anlagenbetriebsführung ist nicht zuletzt auch stark von den verbauten Anlagen‐
komponenten abhängig. Folglich müssen neben netzdienlichen Anforderungen für den Anlagenbetrieb
auch entsprechende Vorgaben für die Anlagenkonfiguration definiert werden, damit Erstere überhaupt
gesichert umgesetzt werden können. Elektrolyseanlagen umfassen eine Vielzahl von Anlagenkomponenten
und Nebenanlagen, zu denen unter anderem die Trinkwasseraufbereitung sowie die Gasreinigung und
‐trocknung gehören. Darunter fallen auch Nebenanlagen, die sich auf die Fähigkeit der Gesamtanlage zum
netzdienlichen Verhalten auswirken können. Dazu zählen beispielsweise Wasserstoffverdichter, die eine
eigene Trägheit, also die (Un‐)Fähigkeit, die Betriebsweise schnell an neue Anforderungen anzupassen, mit
sich bringen.

Die beiden (Strom‐)Netzdienlichkeitsdimensionen sind aufgrund ihrer gegenseitigen Wechselwirkungen
stets gemeinsam zu betrachten (Abb. 3):

Abb. 3:Wechselwirkungen zwischen den (Strom‐)Netzdienlichkeitsdimensionen Betrieb und Standort.
S.Freitag, 2025.

Beim Vergleich verschiedener Standortoptionen lassen sich auch jeweils verschiedene Netzgegebenheiten
vor Ort beobachten, bei denen ein netzdienliches Betriebsverhalten entsprechend unterschiedlich auszufal‐

16 Für eine größere Bedeutung der Standortwahl etwa BDEW, Überlegungen zur Weiterentwicklung der Netzentgelt‐
systematik Strom, Diskussionspapier, 2025, S. 33. Die Bundesnetzagentur sieht dagegen in Bezug auf Speicher und
Elektrolyseanlagen insbesondere deren Betriebsweise als potenziell belastend an. Vgl. Bundesnetzagentur, Diskus‐
sionspapier Rahmenfestlegung der Allgemeinen Netzentgeltsystematik Strom (AGNeS), 2025, S. 45.

17 Hierbei handelt es sich in der Regel um Umspannwerke.
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len hat. Ausgehend von einem bestimmten angestrebten Betriebsverhalten ergeben sich in der Betrachtung
verschiedener Standorte wiederum Unterschiede in der Netzdienlichkeit: Während das Einsatzverhalten an
einem Standort netzdienlich sein kann, kann dieses an einem anderen Ort den gegenteiligen Effekt auslösen.

Zur Messbarkeit bzw. Quantifizierung der Stromnetzdienlichkeit einer Elektrolyseanlage bedarf es eines
entsprechenden Instruments, das die erwähnten Wechselwirkungen der beiden Netzdienlichkeitsdimensio‐
nen berücksichtigt. Hierfür gibt es bereits erste Ansätze.18 Der vorliegende Beitrag kann auf diesen Umstand
lediglich hinweisen, entsprechende Vorschläge liefert er aufgrund seiner Schwerpunktsetzung jedoch nicht.

C. | Rechtliche Steuerungsinstrumente
Sollen Zubau und Betrieb von Elektrolyseanlagen zukünftig systemdienlich und vor allem stromnetzdienlich
erfolgen, bedarf es einer entsprechenden rechtlichen Steuerung. Im Folgenden wird nach einem kurzen
Überblick zu bestehenden Regelungsansätzen untersucht, mit welchen neuen Instrumenten eine solche
Steuerung erfolgen könnte. Der Fokus liegt dabei auf Ansätzen auf Ebene des nationalen Rechts, wobei
dieses in vielfacher Hinsicht durch das EU‐Recht geprägt und beeinflusst wird.

Da der Schwerpunkt dieses Beitrags auf Fragen der Stromnetzdienlichkeit liegt, werden ausschließlich
Instrumente aus dem (im weitesten Sinne) Bereich des Energie‐ und Regulierungsrechts untersucht.
Planungs‐ und genehmigungsrechtliche Ansätze, die insbesondere bei der Betrachtung einer Gesamtsys‐
temdienlichkeit von Bedeutung sind, bleiben außer Betracht.19

I. | Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit im derzeitigen Rechtsrahmen
Im bestehenden Rechtsrahmen gibt es bereits erste Ansätze zur Berücksichtigung der Stromnetzdienlich‐
keit von Elektrolyseanlagen. Eine Möglichkeit für eine wirksamere Steuerung der Stromnetzdienlichkeit
wäre es, auf diesen Ansätzen aufzubauen und sie – je nach Rechtsgrundlage – entweder zu erweitern oder
zumindest schon bestehende Handlungsmöglichkeiten in die Umsetzung zu bringen.

Die im Folgenden dargestellten Aspekte haben wir an anderer Stelle bereits ausführlich dargestellt.20 Sie
werden daher nur kurz umrissen.

1. | Treibhausgasminderungsquote nach §§ 37a ff. BImSchG
Die Inverkehrbringer von Kraftstoffen müssen nach §§ 37a ff. Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)
bestimmte Treibhausgasminderungspflichten erfüllen. Als Pflichterfüllung ist auch der Einsatz von grünem
Wasserstoff anrechenbar. Welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit grüner Wasserstoff anre‐

18 Waurisch et al., Assessment of Grid and System Supportability Based on Spatio‐Temporal Conditions—Novel Key
Performance Indicators for Energy System Evaluation. Energies, 17(7), 1534.

19 Auch insoweit finden sich aber bereits erste Regelungsansätze: Beispielhaft kann genannt werden, dass das überra‐
gende öffentliche Interesse für Anlagen zur Erzeugung, der Speicherung und dem Transport von Wasserstoff dann
entfällt, wenn durch die Wasserentnahme die öffentliche Wasserversorgung oder der Wasserhaushalt erheblich
beeinträchtigt werden kann. Vgl. § 4 Abs. 2 des Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes.

20 Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 451 ff.
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chenbar ist, bestimmt sich nach der 37. Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV).

In der 37. BImSchV könnten daher auch Anforderungen an die Netz‐ und Systemdienlichkeit der Herstellung
von grünem Wasserstoff verankert werden. Der deutsche Verordnungsgeber hat bislang jedoch darauf
verzichtet, spezifische nationale Vorgaben zur Netz‐ und Systemdienlichkeit einzuführen. Stattdessen
hat er sich auf eine 1:1‐Umsetzung europäischer Vorgaben aus einem sog. Delegierten Rechtsakt zu
Art. 27 der RED III‐Richtlinie beschränkt. Insbesondere hat der Verordnungsgeber darauf verzichtet,
unter Netzdienlichkeitsaspekten Standortvorgaben für Elektrolyseanlagen zu definieren.21 Stattdessen
ist lediglich erforderlich, dass sich die Grünstromerzeugungsanlage und der Elektrolyseur, in dem der
produzierte Grünstrom eingesetzt wird, in derselben Stromgebotszone befinden. Hier könnte der deutsche
Verordnungsgeber zukünftig etwa – vom europäischen Delegierten Rechtsakt ausdrücklich zugelassene –
Verschärfungen vornehmen, um Netzengpässen innerhalb der deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone
zu adressieren.

2. | Ausschreibungen nach § 96 Nr. 9 WindSeeG
Nach § 96 Nr. 9 Windenergie‐auf‐See‐Gesetz (WindSeeG) wird das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie ermächtigt, in den Jahren 2023 – 2028 insgesamt 3 GW installierte Elektrolyseleistung zur Erzeugung
von systemdienlich erzeugtem grünen Wasserstoff auszuschreiben. Die Verordnungsermächtigung enthält
in Buchstabe g) beispielhafte Anforderungen an die Systemdienlichkeit, unter anderem an Standort und
Betriebsweise der Anlagen.22

Bislang sind keine Ausschreibungen nach § 96 Nr. 9 WindSeeG erfolgt. Es ist völlig offen, ob dies noch zu
erwarten ist. Sollte es zu Ausschreibungen kommen, wären sie ein guter Startpunkt, um erstmalig Kriterien
für eine systemdienliche Erzeugung von grünem Wasserstoff rechtlich zu verankern, auf die im Anschluss
auch im Rahmen anderer rechtlicher Steuerungsinstrumente zurückgegriffen werden könnte.

3. | Ausschreibungen nach dem EEG
Im Erneuerbare‐Energien‐Gesetz (EEG) sind bislang noch Ausschreibungen vorgesehen, die (auch) für die
Erzeuger von grünemWasserstoff von Interesse waren:

Dies sind zunächst Ausschreibungen für Wasserstoff‐Hybrid‐Kraftwerke nach §§ 28 f. i.V.m. §§ 39o, 88c
EEG. Anforderungen an die Systemdienlichkeit der Wasserstofferzeugung sowie der Rückverstromung des
produzierten Wasserstoffs sind in der Verordnungsermächtigung angelegt. Allerdings wurden bislang keine
Ausschreibungen durchgeführt. Eine Abschaffung des Instruments ist von Seiten der Bundesregierung schon
länger angekündigt und erfolgt voraussichtlich durch die Novelle zum EEG 2027.

Durch Innovationsausschreibungen nach § 28e i.V.m. §§ 39n, 88d EEGwerden bislang besonders innovative,
system‐ und netzdienliche Anlagenkombinationen gefördert. Derartige Anlagenkombinationen können
auch Elektrolyseanlagen umfassen. Vorgaben zur Netz‐ und Systemdienlichkeit gab es im Rahmen der

21 Zu Einzelheiten vgl. Freitag/Kisker/Buchmüller, EnWZ 2024, S. 451, 452.
22 Zu Vorschlägen zur näheren Konkretisierung der Kriterien vgl. etwa BDEW, Positionspapier zu den Ausschreibungen

für systemdienliche Elektrolyse nach § 96 Nr. 9 des Windenergie‐auf‐See‐Gesetzes, 2025.
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Innovationsausschreibungen bislang jedoch nicht. Die Ausschreibungen werden unter dem EEG 2027 vor‐
aussichtlich nicht fortgeführt. Anderenfalls wären sie ein möglicher Anknüpfungspunkt für die Einführung
von Anforderungen zur Netz‐ und Systemdienlichkeit.

4. | Nutzen statt Abregeln, § 13k EnWG
Nach § 13k EnWG müssen die Übertragungsnetzbetreiber seit dem 1. Oktober 2024 die Nutzung ansonsten
abgeregelter Strommengen durch sogenannte zusätzliche zuschaltbare Lasten ermöglichen. Teilnahmebe‐
rechtigt sind zusätzliche zuschaltbare Lasten in sogenannten Entlastungsregionen. Auch Elektrolyseanlagen
können als zuschaltbare Lasten am Mechanismus teilnehmen, sofern sie sich in einer Entlastungsregion
befinden, eine installierte elektrische Nennleistung von mindestens 100 kW aufweisen und nach dem
29.12.2023 erstmals in Betrieb genommen wurden (sog. investive Zusätzlichkeit).

Die Voraussetzungen des § 13k EnWG können grundsätzlich eine Stromnetzdienlichkeit der Wasser‐
stofferzeugung sicherstellen: Es sind nur solche Elektrolyseanlagen teilnahmeberechtigt, die sich in einer
Entlastungsregion befinden, d.h. deren Strombezug das Stromnetz entlasten kann (Standortkriterium). Zu‐
dem richten Elektrolyseanlagen ihre Betriebsweise so aus, dass sie die von den Übertragungsnetzbetreibern
bestimmten, ansonsten abgeregelten Strommengen (sog. Abregelungsstrommengen) gezielt verbrauchen
(Betriebskriterium).

Der Mechanismus des § 13k EnWG schafft somit grundsätzlich einen Anreiz für einen stromnetzdienli‐
chen Betrieb von Elektrolyseanlagen. Problematisch ist allerdings die begrenzte praktische Wirkung des
Instruments. Zum einen ist die Teilnahme am Mechanismus freiwillig. Zum anderen haben Betreiber von
Elektrolyseanlagen nur eine geringe Planungssicherheit: Die Strommengen, die ansonsten abgeregelt
würden, reichen allein für den wirtschaftlichen Betrieb eines Elektrolyseurs nicht aus. Nach Ablauf der
Erprobungsphase ab 1.10.2026 werden Abregelungsmengen zudem ausgeschrieben, sodass sowohl
verfügbare Mengen als auch Preise ungewiss sind.

5. | Zwischenfazit
Festzuhalten ist, dass der derzeitige Rechtsrahmen die Stromnetzdienlichkeit des Betriebs von Elektrolyse‐
anlagen nur rudimentär und keinesfalls ausreichend adressiert. Weder gibt es eine rechtliche Definition
noch Steuerungsinstrumente, die allgemein wirken. Insbesondere die Vorgaben zur Herstellung von grünem
Wasserstoff zur Anrechnung auf die Treibhausgasminderungsquote entfalten keine Lenkungswirkung.
Lediglich der Mechanismus des § 13k EnWG reizt eine netzdienliche Standortwahl und Betriebsweise an;
allerdings ist die Teilnahme freiwillig und der Mechanismus wird in der Praxis kaum genutzt.

II. | Optionen zur Weiterentwicklung des Rechtsrahmens
Im Folgendenwird untersucht, ob undwie durch (neue) rechtliche Steuerungsinstrumente Aspekte der Netz‐
und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen adressiert werden können. Dabei lassen sich „große Lösun‐
gen“ durch eine grundlegende Reform des Strommarktdesigns von „kleinen Lösungen“ in Form einer Steue‐
rung durch Einzelmaßnahmen unterscheiden. Bevor die Ansatzpunkte näher dargestellt werden, werden
Kriterien vorgestellt, anhand derer die Instrumente im Anschluss eingeordnet werden.
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1. | Unterscheidungskriterien
Rechtliche Instrumente zur Steuerung der Stromnetzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen lassen sich
anhand verschiedener Merkmale unterscheiden und vergleichen. Im Rahmen dieser Studie werden als
Vergleichskriterien der Anknüpfungspunkt eines Instruments (Beeinflussung der Standortwahl oder der
Betriebsweise), die Auswirkungen auf die Wasserstoffgestehungskosten, die Qualifikation als Subvention
oder Ordnungsrecht sowie die Einordnung als zwingende Vorgabe bzw. als Anreiz gewählt.23

a) | Anknüpfungspunkt: Standortwahl vs. Betriebsweise
Steuerungsinstrumente lassen sich zunächst danach unterscheiden, in welcher Hinsicht sie die Entscheidung
der Betreibenden der Elektrolyseanlage beeinflussen: Instrumente können zum einen eine Lenkungswir‐
kung in Bezug auf die Standortwahl entfalten. Sie können zum anderen auch Entscheidungen über die
Betriebsweise beeinflussen.

Einige der im Folgenden dargestellten Instrumente haben eine steuernde Wirkung entweder in Bezug
auf die Standortwahl oder die Betriebsweise. Manche Instrumente können aber auch in Bezug auf beide
Dimensionen eine Steuerungswirkung entfalten. Beispielhaft können flexible Netzanschlussvereinba‐
rungen (FCA) zwischen Stromnetzbetreibern und Elektrolyseurbetreibern genannt werden: Der Abschluss
eines FCA kann über den Netzanschluss an einem bestimmten Standort entscheiden; im FCA werden
aber auch Vorgaben zur Betriebsweise der Elektrolyseanlage vereinbart.24 Gleiches gilt für dynamische
Stromnetzentgelte. Diese setzen zwar in erster Linie Anreize für eine stromnetzdienliche Betriebsweise.
Erwartungen der Anlagenbetreiber in Bezug auf die Höhe der dynamischen Netzentgelte können bei
hinreichender Vorhersehbarkeit jedoch auch deren Standortwahl beeinflussen.25

In Bezug auf Instrumente zur Beeinflussung der Standortwahl, vor allem aber für Instrumente zur Steuerung
der Betriebsweise von Elektrolyseanlagen ist zu beachten, dass Produzenten von grünemWasserstoff diesen
so herstellen müssen, dass er regulatorisch als „grün“ anerkannt wird. Dazu muss der Wasserstoff den
Kriterien für die Produktion erneuerbarer Kraftstoffe nicht biologischen Ursprungs (RNFBO‐Kriterien) genü‐
gen, die in den delegierten Verordnungen zu den Artikeln 27 und 28 der Erneuerbare‐Energien‐Richtlinie
der EU (RED III) (sog. Delegierte Rechtsakte) festgelegt sind.26 Auf diese Kriterien wird im europäischen
und nationalen Recht an verschiedenen Stellen Bezug genommen. So wird etwa im deutschen Recht der
Einsatz von grünem Wasserstoff nur dann als Option zur Erfüllung der Treibhausgasminderungsquote nach
dem Bundesimmissionsschutzgesetz anerkannt, wenn er den Kriterien der 37. Bundesimmissionsschutz‐
verordnung entspricht. Diese wiederum setzen die Vorgaben der Delegierten Rechtsakte 1:1 in deutsches
Recht um.27 Als grün wird Wasserstoff, der mit Strom aus dem öffentlichen Netz hergestellt wird, nach den
RFNBO‐Kriterien grundsätzlich nur dann anerkannt, wenn der Strom im Rahmen eines Power Purchase

23 Weitere ökonomische Kriterien wären etwa die Einordnung der Lenkungswirkungen Angebotsseite (Wasserstoffer‐
zeuger) vs. Nachfrageseite (Verbraucher).

24 Zu Details vgl. unten unter C.II.3.a.bb.
25 So auch Bundesnetzagentur, Dynamische Netzentgeltkomponenten: Orientierungspunkte der BNetzA, 2025, S. 2.
26 Die Europäische Kommission hat in ihrer AccelerateEU‐Kommunikation angekündigt, einen Überarbeitungsvor‐

schlag des Delegierten Rechtsakts zu den RFNBO‐Kriterien bis Ende Q2 2026 vorzulegen.
27 Ein weiteres Beispiel ist die Verpflichtung von Empfängern einer IPCEI‐Förderung, grünenWasserstoff im Sinne der

RFNBO‐Kriterien zu erzeugen, zu speichern oder zu transportieren.
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Agreements (PPA) aus einer erneuerbaren Stromerzeugungsanlage bezogen wird und Anforderungen an die
Zusätzlichkeit der Stromerzeugung sowie die geografische und zeitliche Korrelation von Stromerzeugung
und ‐verbrauch gewahrt sind.28 Die Betreiber von Elektrolyseanlagen stehen daher vor der Herausforderung,
ihren Strombezug im Rahmen von PPA so zu optimieren, dass stets die Anforderungen der RFNBO‐Kriterien
eingehalten werden. Dies schränkt die Flexibilität ein, Strompreissignalen (z. B. aufgrund dynamischer
Netzentgelte) zu folgen und ist bei der Ausgestaltung sämtlicher Instrumente zu berücksichtigen. Eine Ant‐
wort auf diese Herausforderung könnte sein, Instrumente vorrangig so auszugestalten, dass sie (einmalig)
Einfluss auf die Standortwahl nehmen, sie die konkrete Betriebsweise dafür aber nicht beeinflussen.

b) | Auswirkungen auf die Wasserstoffgestehungskosten
Entscheidend für den Hochlauf einer Wasserstoffwirtschaft sind die Gestehungskosten für grünen Wasser‐
stoff. Während in früheren Studien (unrealistische) Erwartungen an die Wasserstoffgestehungskosten in
Deutschland in einem Bereich von ca. 2,50 – 4,50 Euro/kg geweckt wurden, liegen reale Gestehungskosten
derzeit eher im Bereich von 10,00 Euro/kg.29 Da hohe Gestehungskosten zu hohen Preisen führen, können
sie den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft erschweren. Daher ist es wichtig, sich die Auswirkungen
rechtlicher Steuerungsinstrument auf die Wasserstoffgestehungskosten bewusst zu machen.30

Maßgeblichen Einfluss auf die Gestehungskosten von grünem Wasserstoff haben die Investitionsausgaben
(CAPEX), die Betriebsausgaben (OPEX) sowie die Volllaststunden, mit denen eine Elektrolyseanlage betrie‐
ben werden kann.31 Rechtliche Vorgaben zur Netz‐ und Systemdienlichkeit haben – je nach Ausgestaltung –
einen unterschiedlichen Einfluss auf die Wasserstoffgestehungskosten:

Einen Einfluss auf die (einmaligen) Investitionsausgaben haben solche Instrumente, deren Steue‐
rungswirkung aus einer einmaligen finanziellen Belastung oder deren Verminderung (z. B. durch eine
CAPEX‐Förderung) folgt. Ein Beispiel für eine finanzielle Belastung sind Baukostenzuschüsse, die Betreiber
von Elektrolyseanlagen einmalig für den Stromnetzanschluss zu entrichten haben. Die Höhe eines Baukos‐
tenzuschusses kann von der Netz‐ und Systemdienlichkeit des Anlagenstandorts abhängig gemacht werden.
Durch höhere Baukostenzuschüsse für weniger netzdienliche Standorte kann ein lenkender Einfluss auf
die Standortwahl genommen werden.32 Ein höherer Baukostenzuschuss erhöht die einmaligen Ausgaben
des Betreibers und damit auch die Wasserstoffgestehungskosten. Ein wesentlicher Vorteil einer derartigen
einmaligen Belastung ist für den Anlagenbetreiber allerdings, dass die Höhe der Kosten im Vorfeld der
Investitionsentscheidung bekannt und damit gut kalkulierbar ist.

28 Vgl. etwa §§ 5 ff. der 37. BImSchV. Zu den zugrunde liegenden Delegierten Rechtsakten vgl. ausführlich Kis‐
ker/Buchmüller, Wann ist Wasserstoff grün? Die Strombezugskriterien für die Erzeugung von erneuerbarem Was‐
serstoff im delegierten Rechtsakt der Europäischen Kommission nach Art. 27 Abs. 3 UAbs. 7 RED II., Schriftenreihe
Interdisziplinäre Energieforschung des ITE, Heft Nr. 9, 2023.

29 Zu Einzelheiten vgl. FfE, Von der Theorie zur Praxis: Warum grüner Wasserstoff teurer ist als gedacht, 2025, S. 7.
30 Vgl. dazu auch BDEW, Kosten von Wasserstoff durch rechtliche und regulatorische Rahmenbedingungen, 2025.
31 Vgl. Buchmüller, in: Rodi, Handbuch Klimaschutzrecht, 2022, § 22 Rn. 27 ff. Die Volllaststunden sind von den Be‐

triebsstunden zu unterscheiden. Betriebsstunden umfassen sämtliche Stunden, in denen ein Elektrolyseur in Teil‐
oder Volllast betrieben wird. Die Volllaststunden sind dagegen ein rechnerisch ermittelter Wert der (fiktiven) Stun‐
denanzahl eines Jahres in voller Auslastung unter Berücksichtigung aller Betriebsstunden in Teil‐ und Volllast.

32 Vgl. dazu ausführlich unten C.II.3.a.cc.
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Die Betriebsausgaben einer Elektrolyseanlage werden maßgeblich von den Stromgestehungskosten
geprägt.33 Folgende überschlägige Rechnung veranschaulicht dies: Wenn für die Erzeugung von 1 kg grünem
Wasserstoff ca. 50 kWh Strom benötigt werden, resultieren aus Strombezugskosten i.H.v. 1,0 ct/kWh
Wasserstoffgestehungskosten i.H.v. 0,50 Euro/kg. Schon kleine Veränderungen des Strompreises – sowohl
des Großhandelspreises für die Commodity „Strom“ als auch in Form staatlich induzierter Preisbestandteile
(z. B. Netzentgelte) – haben erhebliche Auswirkungen auf die Wasserstoffgestehungskosten und damit auf
die Wirtschaftlichkeit eines jeden Wasserstoffprojekts. Entsprechend groß ist einerseits die potenzielle
Lenkungswirkung von Maßnahmen, die den Strompreis verändern. Andererseits sind mit derartigen
Maßnahmen aber auch Gefahren für die Wirtschaftlichkeit und damit den Hochlauf der Wasserstoffwirt‐
schaft verbunden. Dies gilt umso mehr, wenn Maßnahmen so ausgestaltet sind, dass Veränderungen des
Strompreises zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung für den Betreiber nicht oder nur eingeschränkt
vorhersehbar sind (z. B. dynamische Netzentgelte, Großhandelspreise bei Gebotszonensplit oder in einem
Nodalpreissystem). Im schlechtesten Fall können staatliche Maßnahmen dann die Investitionssicherheit
und die Finanzierbarkeit (Bankability) von Projekten gefährden.

Um für die Auswirkungen auf CAPEX und OPEX zu sensibilisieren, wird bei den im Folgenden dargestellten
Instrumenten immer ausgewiesen, in welcher Weise sie die beiden Aspekte beeinflussen.

Darüber hinaus ist für die Wasserstoffgestehungskosten auch die Auswirkung rechtlicher Steuerungsin‐
strumente zur Netzdienlichkeit auf die Volllaststunden der Elektrolyseanlage von erheblicher Bedeutung:
Eine hohe Volllaststundenzahl ist essenziell, um die Wasserstoffgestehungskosten zu begrenzen.34In der
Praxis wird häufig eine Auslastung von in einem Bereich von 3.500 – 5.000 Volllaststunden – entsprechende
Grünstrommengen vorausgesetzt – angestrebt.35 Das Ziel einer möglichst hohen Auslastung der Elek‐
trolyseanlage – verbunden mit einem hohen „Grundlast“‐Strombezug – steht jedoch potenziell in einem
erheblichen Widerspruch zum Erfordernis einer stromnetzdienlichen Betriebsweise der Elektrolyseanlage.
Eine solche Betriebsweise wird aufgrund von Netzengpässen häufig mit einer geringeren Betriebsstunden‐
zahl verbunden sein. Entsprechendwerden rechtliche Instrumente zur Steuerung der Stromnetzdienlichkeit
(Standortwahl oder Betriebsweise) häufig die Betriebsstunden der Elektrolyseanlage reduzieren. Dies
kann direkt erfolgen (z. B. durch FCA mit Begrenzungen der Anlagenfahrweise) oder indirekt (z. B. durch
dynamische Netzentgelte, die den Anlagenbetrieb in Zeiten hoher Netzentgelte unwirtschaftlich machen).
Instrumente, die die Betriebsstunden der Elektrolyseanlage reduzieren, werden daher regelmäßig die
Wasserstoffgestehungskosten erhöhen.36

Ergänzend ist im Kontext der Wirtschaftlichkeit zu beachten, dass Vorgaben zum netzdienlichen Betrieb
häufig mit einer flexibleren Fahrweise der Elektrolyseanlage verbunden sein werden. Eine flexible Fahrweise

33 Vgl. Buchmüller, in: Rodi, Handbuch Klimaschutzrecht, 2022, § 22 Rn. 27 ff.
34 Zur Bedeutung der Volllaststunden für die Wasserstoffgestehungskosten vgl. etwa Düsterloh et al., Grüner Wasser‐

stoff für die Energiewende, Potentiale, Grenzen und Prioritäten – Teil 5: Erzeugung von grünemWasserstoff, 2024,
S. 22.

35 Vgl. dazu Düsterloh et al., a.a.O.; FfE, Von der Theorie zur Praxis: Warum grüner Wasserstoff teurer ist als gedacht,
2025, S. 12 und 17.

36 Anderswäre dies lediglich dann, wenn die Nachteile einer geringeren Betriebsstundenzahl durch anderewirtschaft‐
liche Vorteile ausgeglichen werden. Dies ist etwa bei symmetrisch ausgestalteten dynamischen Netzentgelten vor‐
stellbar, die auch einen negativen Wert annehmen können.
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kann jedoch Auswirkungen auf die Degradation sowohl der Elektrolyse‐Stacks als auch von Komponenten
der Nebenanlagen haben.Macht eine flexiblere Fahrweise einen früheren Tausch technischer Komponenten
erforderlich, erhöht dies die Investitionsausgaben. Aufgrund fehlender Erfahrungen mit dem flexiblen Lang‐
zeitbetrieb von Elektrolyseanlagen lassen sich die genannten Aspekte allerdings noch nicht quantifizieren.37

c) | Subventionen vs. Ordnungsrecht
Rechtliche Steuerungsinstrumente können danach unterschieden werden, ob sie verpflichtende Vorga‐
ben machen (Ordnungsrecht) oder ob sie durch finanzielle Anreize (Subventionen) zum erwünschten
netzdienlichen Verhalten motivieren sollen.38 Finanzielle Anreize können dabei direkter Natur sein (z. B.
staatliche Zuschüsse) oder indirekt wirken (z. B. reduzierte finanzielle Belastungen aus Stromnetzentgelten).
Angesichts begrenzter staatlicher Haushaltsmittel, finanzieller Umverteilungswirkungen (z. B. bei Sonder‐
netzentgelten) und auch beihilferechtlicher Anforderungen aus dem europäischen Recht ist es wichtig, ob
ein Instrument als Subvention einzustufen ist oder als ordnungsrechtliche Maßnahme.39 Für die politische
Umsetzbarkeit von Maßnahmen kann der Unterschied von erheblicher Bedeutung sein.

d) | K.O.‐Kriterium vs. Anreiz
Zuletzt werden Maßnahmen im Folgenden danach unterschieden, ob sie zwingend zu erfüllende Vorgaben
enthalten (K.O.‐Kriterien) oder ob sie bestimmte netzdienliche Verhaltensweisen nur anreizen sollen.

2. | Große Lösung: Grundlegende Reform des Strommarktdesigns
Eine „große Lösung“ zur Steuerung der Stromnetzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen wäre eine Reform
des Strommarktdesigns dahingehend, dass sich die tatsächliche Situation im Stromnetz im Strompreis nie‐
derschlagen würde. Derzeit ist dies nicht der Fall, da sich im Großhandel der Strompreis an der Strombörse
einheitlich für Deutschland und Luxemburg bildet. Etwaige Netzrestriktionen bei der tatsächlichen Erfüllung
von Handelsgeschäften bleiben dabei unberücksichtigt. Stattdessen wird so getan, als sei Deutschland
gemeinsam mit Luxemburg eine „Kupferplatte“, über die sich jegliches Handelsgeschäft auch physisch
erfüllen ließe. Tatsächlich aber bedarf es umfangreicher und teurer Redispatch‐Maßnahmen der Übertra‐
gungsnetzbetreiber, damit Stromhandelsgeschäfte auch erfüllt werden können.40

Für Stromverbrauchende und damit auch für Elektrolyseanlagen gibt es über den Großhandelspreis für die
Commodity „Strom“ bislang kein Preissignal, welches die tatsächliche, netztechnische Verfügbarkeit von
Strom ausdrückt und damit Einfluss auf die Standortwahl („vor statt hinter dem Netzengpass“) oder auf die
Betriebsweise einer Anlage (in Abhängigkeit von der tatsächlichen Verfügbarkeit von erneuerbarem Strom)
hätte. Gäbe es ein solches Signal, ergäbe sich eine stromnetzdienliche Standortwahl und Betriebsweise für
Elektrolyseanlagen in einem erheblichen Maße „fast von selbst“. Einer Vielzahl von Einzelmaßnahmen mit

37 Vgl. zum Problem der Degradation auch FfE, Von der Theorie zur Praxis: Warum grüner Wasserstoff teurer ist als
gedacht, 2025, S. 10 f.

38 Zum Instrumentenmix vgl. Buchmüller, in: Rodi, Handbuch Klimaschutzrecht, 2022, § 22 Rn. 37 ff.
39 Zu beachten ist, dass manche Maßnahmen sich auch weder dem Ordnungsrecht noch dem Bereich der Subventio‐

nen zuordnen lassen.
40 Vgl. dazu Monopolkommission, Energie 2025: Wettbewerb und Effizienz für ein zukunftsfähiges Energiesystem, 10.

Sektorgutachten, 2025, Rz. 23.
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demselben Regelungsziel bedürfte es dann nicht mehr oder zumindest nur noch einem erheblich geringeren
Maß.

Zwei wesentliche Ansätze für eine grundlegende Reform des Strommarktdesigns wären die Einführung ei‐
nes Nodalpreissystems oder eine Aufteilung der einheitlichen deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone.41

a) | Nodale Strompreise
In einem Nodalpreissystem wird an jedem Netzknoten (in der Regel ein Umspannwerk) ein separater
Preis gebildet.42 Dabei spiegelt der Preis an jedem Netzknoten den Wert des Stroms am entsprechenden
Ort wider. Der Strompreis umfasst dabei auch die Kosten des Transports über das Stromnetz. In Zeiten
eines Nachfrageüberhangs und vorhandenen Netzengpässen steigt der Strompreis an einem Knoten,
während der Preis mit einem entsprechenden Rückgang der Nachfrage bzw. einem Nachfragedefizit sinkt.
In einem derartigen System werden die Restriktionen des Netzes bereits beim Betrieb der Erzeugungs‐ bzw.
Bezugsanlagen mitgedacht, sodass es sich durch ein hohes Maß an Netzdienlichkeit auszeichnet.

Für den Anschluss netzdienlicher Elektrolyseanlagen böten sich ein einem Nodalpreissystem Netzknoten
mit einer hohen erneuerbaren Stromeinspeisung an, da dort von günstigen Preisen auszugehen ist. Ein
Nodalpreissystem würde für die Betreiber von Elektrolyseanlagen entsprechend einen Anreiz setzen,
sowohl den Anlagenstandort als auch die Betriebsweise stromnetzdienlich zu wählen.

In wirtschaftlicher Hinsicht würde sich ein Nodalpreissystem mit seinem Preisbildungsmechanismus auf die
Strombezugskosten und damit die Betriebsausgaben einer Wasserstofferzeugungsanlage auswirken. Da ein
Nodalpreissystem weder mit der Gewährung staatlicher Mittel noch mit der Vorgabe zwingender Regelun‐
gen verbunden ist, handelt es sich weder um eine Subvention noch um den Einsatz von Ordnungsrecht.
Das Instrument setzt einen Anreiz für ein netzdienliches Verbraucherverhalten.

Sowohl politisch als auch unter Berücksichtigung des hohen administrativen Aufwands und der immer
noch vergleichsweise geringen Digitalisierung des deutschen Stromsystems erscheint die Umsetzung eines
nodalen Systems zum gegenwärtigen Zeitpunkt allerdings weder als politisch realistisch noch als kurz‐ bis
mittelfristig umsetzbar.43

41 Monopolkommission. a.a.O., Rz. 29 ff.
42 Zu Nodalpreissystemen vgl. etwa Monopolkommission, Energie 2025: Wettbewerb und Effizienz für ein zukunfts‐

fähiges Energiesystem, 10. Sektorgutachten, 2025, Rz. 29 ff. m.w.N.
43 In diese Richtung sowie zuweiterenNachteilen vonNodalpreissystemen auchMonopolkommission, a.a.O., Rz. 34 ff.
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Beschreibung des Instruments:
In einem nodalen Strompreissystem gibt es keinen einheitlichen Stromgroßhandelspreis. Stattdes‐
sen wird an jedem Netzknoten (i.d.R. ein Umspannwerk) ein separater Preis gebildet. Der Strom‐
preis an jedem Netzknoten spiegelt den Wert von Strom am entsprechenden Ort wider. In Zeiten
von Netzengpässen steigen die Preise an Knoten mit einem Nachfrageüberhang und sinken hinge‐
gen an Knotenmit einemNachfragedefizit. Liegen im gesamten Stromnetz keine Engpässe vor, sind
alle Knotenpreise identisch.
Vorteile: Nachteile:

• Nodale Strompreissysteme sind geeignet, so‐
wohl eine netzdienliche Standortwahl als auch
eine entsprechende Betriebsweise anzurei‐
zen.

• Nodale Strompreise können im Vergleich zu
zonalen Preisen das größte Maß an Transpa‐
renz bezüglich der Netzdienlichkeit des Strom‐
bezugs widerspiegeln.

• Dispatchanreize für netzdienliche Elektrolyse‐
anlagen entstehen.

• Hohe Preisvolatilität in nodalen Zonen wür‐
de die Netzdienlichkeit von Elektrolyseanla‐
gen anreizen und fördern.

• Erhebliche Kosten der Systemumstellung.
• Erhöhung der Komplexität der Strompreisbil‐
dung.

• Schleppende Digitalisierung sämtlicher
Strommarktkomponenten ist ein wesentli‐
cher Hemmschuh.

• Erheblicher politischer und gesellschaftlicher
Gegenwind.

• Potenziell (zu) hohe Marktmacht strategisch
im Netz günstig verorteter Marktteilnehmen‐
der.

• Unvorhergesehene Änderungen in Erzeugung,
Last oder Leitungsbetrieb können erheblichen
Einfluss auf regional differenzierte Stromprei‐
se haben.
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b) | Zonale Strompreise
Eine grundlegende Reform des Strommarktdesigns könnte auch durch eine Aufteilung der bislang ein‐
heitlichen deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone erfolgen. Ziel eines Gebotszonensplits wäre es, die
Handelsgebiete so zuzuschneiden, dass sie physische Engpässe im Stromnetz berücksichtigen. In Gebotszo‐
nen mit hoher Verfügbarkeit von erneuerbarer Stromerzeugung und zugleich geringem Verbrauch wären
zumindest kurz‐ und mittelfristig niedrigere Strompreise zu erwarten.44 Zudem ergäbe sich aufgrund der
geringeren Liquidität kleinerer Gebotszonen ein höherer Bedarf an flexiblen Erzeugern und Verbrauchern.

Für Betreiber von Elektrolyseanlagen ergäbe sich bei einer Gebotszonenteilung ein Anreiz, Standorte in Ge‐
botszonen mit hoher Verfügbarkeit von erneuerbarem Strom und erhöhtem Flexibilitätsbedarf zu wählen.45

Entsprechende Gebotszonen lägen im Norden Deutschlands. Eine Stromnetzdienlichkeit der Standortwahl
und auch der Betriebsweise von Elektrolyseanlagen resultierte bei einem Gebotszonensplit somit bereits
aus dem Strommarktdesign.46 Die Lenkungswirkung könnte dabei im Vergleich mit anderen, eher auf
die Investitionsausgaben Einfluss nehmenden Instrumenten (z. B. Baukostenzuschüsse) deutlich höher
ausfallen, weil der Strompreis die zentrale Komponente der Betriebsausgaben einer Elektrolyseanlage
darstellt. Ebenso wie ein Nodalpreissystem würde auch ein Gebotszonensplit einen marktlichen Anreiz für
ein netzdienliches Verhalten setzen.

Sollte eine Gebotszonenteilung zu einer Stromgebotszone mit einem EE‐Stromanteil von mindestens
90 % führen, ergäbe sich für Elektrolyseanlagen zudem aus den RFNBO‐Kriterien ein weiterer Ansie‐
delungsanreiz. Denn einer derartigen Stromgebotszone kann der durch die Elektrolyseanlage bezogene
Strom für die Herstellung von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs gemäß § 9 Abs. 1
Nr. 1 37. BImSchV als vollständig erneuerbar angerechnet und der erzeugte Wasserstoff als „grün“ auf die
Treibhausgasminderungsquote werden.47

Eine Aufteilung der deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone in mehrere Zonen wird seit längerer Zeit
immer wieder diskutiert. Im Mai 2025 veröffentlichte der Verband der Europäischen Übertragungsnetz‐
betreiber Strom (ENTSO‐E) seinen Bidding Zone Review zur Überprüfung der Stromgebotszonen48, in dem
eine Aufteilung der einheitlichen Stromgebotszone in fünf Zonen empfohlen wird.49 Nach den 22 zugrunde
gelegten Bewertungskriterien ließen sich bei einem Fünf‐Zonen‐Zuschnitt die höchsten Wohlfahrtsgewinne
generieren. Die vier deutschen Übertragungsnetzbetreiber Strom stellten in einem am gleichen Tag veröf‐
fentlichten Positionspapier zu den Bidding Zone Review‐Ergebnissen allerdings klar, dass sie im Rahmen der
Debatte um die Stromgebotszonenaufteilung den ENTSO‐E‐Report aufgrund verschiedener Umstände als

44 Monopolkommission, Energie 2025: Wettbewerb und Effizienz für ein zukunftsfähiges Energiesystem, 10. Sektor‐
gutachten, 2025, Rz. 49 ff.

45 So auch EWI, Der Elektrolyse‐Hochlauf im Spannungsfeld vonWirtschaftlichkeit und Systemdienlichkeit, 2026, S. 30.
46 Vgl. dazu etwa Kopiske et al., Gebotszonenteilung im Strommarkt: Anreize zur netzdienlichen Flexibilität, Fallstudie

2024. Kopernikus‐Projekt Ariadne, 2026, S. 21; EWI, a.a.O., S. 30.
47 Vgl. dazu auch Buchmüller, Rechtliche Auswirkungen einer Aufteilung der einheitlichen deutsch‐luxemburgischen

Stromgebotszone, 2026, im Erscheinen.
48 Der Bericht erfolgte auf Basis von seiner Verpflichtung gemäß Art. 14 Abs. 2 Strombinnenmarktverordnung ‐ Ver‐

ordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnen‐
markt.

49 ENTSO‐E, Bidding Zone Review oft he 2025 Target Year, Main Report, 2025, S. 113.
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eine ungeeignete Entscheidungsgrundlage einordnen.50 Gründe hierfür seien unter anderem nicht aussage‐
kräftig berechneteWohlfahrtsgewinne, überholte Eingangsdaten sowie ein inkohärenter Analysezeitraum.51

Unklar geblieben ist, ob ENTSO‐E einen strukturellen Engpass in der deutschen Stromgebotszone feststellen
konnte. In diesem Fall wäre Deutschland gemäß Art. 14 Abs. 7 Strombinnenmarktverordnung verpflichtet, in
Zusammenarbeit mit den vier deutschen Übertragungsnetzbetreibern binnen sechs Monaten, also bis Ende
Oktober 2025, einen Aktionsplan gemäß Art. 15 Strombinnenmarktverordnung festlegen oder alternativ
die Gebotszonenkonfiguration überprüfen und anpassen. Zumindest rein vorsorglich ist Deutschland seiner
Pflicht nach Art. 14 Abs. 7 Strombinnenmarktverordnung nachgekommen und hat einen entsprechenden
Aktionsplan vorgelegt. Eine Aufteilung der Stromgebotszone wurde im Aktionsplan von der Bundesregie‐
rung ausdrücklich abgelehnt.52

Wird der Umsetzungsplan des Aktionsplans wie festgelegt eingehalten und keine Verfehlung der Ziele
durch die Übertragungsnetzbetreiber festgestellt, besteht europarechtlich keine Handhabe für eine
Neukonfiguration der deutschen Stromgebotszone. Da es bundespolitisch ein Deutschland derzeit auch
keine Mehrheit für einen „freiwilligen“ Gebotszonensplit gibt, dürfte es zumindest in den nächsten
Jahren voraussichtlich nicht zu einer Teilung der deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone kommen.
Angesichts wachsender Herausforderungen für die Systemstabilität des Stromnetzes ist allerdings nicht
auszuschließen, dass ein Gebotszonensplitmittelfristigwieder Gegenstand der politischenDiskussionwird.53

50 50Hertz et al., Einordnung der deutschen Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung zu den Ergeb‐
nissen des EU Bidding Zone Reviews, S. 1.

51 50Hertz et al., a.a.O.
52 Bundesregierung, Aktionsplan Gebotszone – Gemäß Art. 15 Verordnung EU 2019/943, 2025, S. 4 f.
53 Vgl. auch Buchmüller, Rechtliche Auswirkungen einer Aufteilung der einheitlichen deutsch‐luxemburgischen Strom‐

gebotszone, 2026, im Erscheinen.
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Beschreibung des Instruments:
Die einheitliche deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone wird unter Berücksichtigung struktu‐
reller Netzengpässe in mehrere Stromgebotszonen aufgeteilt. In jeder der Stromgebotszonen stellt
sich ein eigener Stromgroßhandelspreis ein.
Vorteile: Nachteile:

• Mit einer steigenden Anzahl an Stromgebots‐
zonen steigt auch die Aussagekraft des Strom‐
preises bezüglich der Wertigkeit des Stroms.

• Durch die abnehmende Größe der Gebots‐
zonen steigt die Preisvolatilität am Großhan‐
delsmarkt, zumindest für eine bestimmte Zeit,
tendenziell an. Diese Volatilität, verbunde‐
nen mit hohen EE‐Stromanteilen insbesonde‐
re in Norddeutschland, kann eine netzdienli‐
che Standortwahl und eine flexible Betriebs‐
weise von Elektrolyseanlagen anreizen.

• Mit einer Stromgebotszonenteilung würde
das Redispatchvolumen sinken und Fehlanrei‐
ze für Strommarktteilnehmer reduziert.

• Mit einer Aufteilung der einheitlichen Strom‐
gebotszone gehen ein hoher Umstellungsauf‐
wand und diverse, teilweise schwer zu pro‐
gnostizierende (Um‐)Verteilungswirkungen
einher, die gegebenenfalls durch neue Instru‐
mente ausgeglichen werden müssten.

• Die Liquidität kleinerer Stromgebotszonen
könnte stark einbrechen.

• Große Elektrolyseanlagen in kleinen Strom‐
gebotszonen können einen deutlich größe‐
ren Einfluss auf die Stromgroßhandelspreise
am Day Ahead Markt nehmen. Die in kleinen
Stromgebotszonen zunächst vorhandenen hö‐
heren Preisvolatilitäten könnten somit durch
auf Preissignale reagierende Großelektrolyse‐
anlagen reduziert werden.

• Durch sich verändernde Netzengpässe müss‐
ten Gebotszonen voraussichtlich regelmäßig
neu zugeschnitten werden. Dies reduziert die
Investitionssicherheit für Elektrolyseanlagen.
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3. | Kleine Lösung: Steuerung durch Einzelmaßnahmen
Da eine grundlegende Reform des Strommarktdesigns derzeit kurz‐ und mittelfristig nicht realistisch
erscheint, kann eine Steuerung der Stromnetzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen voraussichtlich nur durch
verschiedene Einzelmaßnahmen erfolgen. Anknüpfungspunkt wäre insbesondere die Stromnetzregulie‐
rung: Hier bieten sich Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Netzanschluss sowie mit der Netznutzung
an. Alternativ oder gegebenenfalls ergänzend kommt eine Steuerung durch Förderinstrumente oder
Ordnungsrecht in Betracht.

a) | Stromnetzregulierung
Im Rahmen der Stromnetzregulierung kommen zum einen Instrumente im Zusammenhang mit dem
Netzanschluss von Elektrolyseanlagen in Betracht. Dies können Technische Anschlussregeln und Bedin‐
gungen, flexible Netzanschlussvereinbarungen (FCA) sowie (zwingende) Baukostenzuschüsse sein. Im
Zusammenhang mit der Netznutzung kann eine Steuerung insbesondere über (dynamische) Netzentgelte
erfolgen. Die Instrumente werden im Folgenden näher vorgestellt.

aa) | Technische Anschlussregeln und Bedingungen (TAR & TAB)
Stromnetzbetreiber sind nach § 19 Abs. 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) verpflichtet, im Zusammenhang
mit dem Netzanschluss von Energieanlagen technische Mindestanforderungen an die Auslegung und
den Betrieb (sog. technische Anschlussbedingungen) festzulegen. Nach § 19 Abs. 4 EnWG erstellen die
Stromnetzbetreiber gemeinsam allgemeine technische Mindestanforderungen, die nach ihrer Verabschie‐
dung der Bundesnetzagentur und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie mitzuteilen sind
(§ 19 Abs. 5 EnWG).

Eine Option zur Sicherstellung der Stromnetzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen ist die Festlegung
umfangreicher technischer Mindeststandards für den Netzanschluss von Elektrolyseanlagen für alle
Spannungsebenen. Insbesondere die Netzverträglichkeit von Elektrolyseanlagen könnte so durch zwingend
zu erfüllende Mindeststandards abgesichert werden. Eine über Mindeststandards der Netzverträglichkeit
hinausgehende Steuerung auch der Netzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen könnte ergänzend durch
andere Instrumente erfolgen.

Mit den definierten Systemanforderungen und Funktionen zahlen die Technischen Anforderungen auf die
Netzdienlichkeitsdimension „Betrieb“ einschließlich der Anlagenkonfiguration ein. Die Netzdienlichkeitsdi‐
mension „Standort“ wird nicht unmittelbar adressiert.54

Sofern technische Mindestvorgaben zusätzliche technische Komponenten der Elektrolyseanlagen erforder‐
lich machen sollten, wären die Kosten vom Anlagenbetreiber als einmalige Investitionsausgaben zu tragen.
Siewürden dieWasserstoffgestehungskosten gegebenenfallsmoderat erhöhen. Sofern technischeMindest‐
vorgaben die Betriebsstunden derWasserstofferzeugung reduzieren, führt auch dies zu einer Erhöhung der
Wasserstoffgestehungskosten.

54 Eine indirekte Beeinflussung der Standortwahl könnte sich allerdings bei regional unterschiedlichen technischen
Anschlussbedingungen ergeben.
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In der Praxis gibt es erste Ansätze, technische Anschlussregeln und ‐bedingungen für die Verankerung von
Aspekten der Stromnetzdienlichkeit zu nutzen. So haben die vier Strom‐Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB)
Anfang 2024 unter Einbindung des Deutschen Wasserstoff‐Verbandes e.V. für die Höchst‐ und Hochspan‐
nungsebene erstmalig Technische Anforderungen für den Anschluss von Elektrolyseanlagen auf Hoch‐ und
Höchstspannungsnetzebene55 vorgestellt, die nach ÜNB‐Einschätzung mit hoher Dringlichkeit umzusetzen
sind.56 Das Dokument umfasst eine Reihe von zusätzlichen Anforderungen für den Netzanschluss von
Elektrolyseanlagen, die über die bisherigen Netzverträglichkeitsanforderungen hinausgehen und einen
Beitrag zur Systemstabilität leisten sollen. Am 21.02.2025 wurde eine konsolidierte Position der Techni‐
schen Anforderungen mit zusätzlichen Anmerkungen veröffentlicht.57 Darin stellen die ÜNB klar, dass die
Technischen Anforderungen auch für Spannungsebenen unterhalb von 110 kV zur Anwendung kommen kön‐
nen, sofern äquivalente Spannungsgrenzen durch den entsprechenden Netzbetreiber vorgegebenwerden.58

Das Dokument umfasst 12 technische Anforderungen an Elektrolyseanlagen, die zu einem sicheren Netzbe‐
trieb beitragen sollen. Darunter fallen folgende Regelungsbereiche: Kurzschlussleistungsbereich, Robustheit
gegenüber Frequenzgradienten, Robustheit gegenüber temporären Spannungsänderungen (FRT‐Fähigkeit),
Wiederkehr der Wirkleistungsaufnahme nach einem Fehler, Lastabwurf und Wirkleistungsanpassung bei
Über‐ und Unterfrequenz, Zuschalten nach Auslösung durch Schutzeinrichtung, Netzsicherheitsmanage‐
ment, Regelungsgeschwindigkeit der Wirkleistungsanpassung, Dynamische Netzstützung, Blindleistung und
Interaktionen. In der Position vom 21.02.2025 wurde als Übergangsregelung vorgesehen, dass zwischen
Anlagenbetreibern und ÜNB vor Inkrafttreten der TAR gewisse Ausnahmeregelungen vereinbart werden
können.

Die tatsächliche Anwendung des Dokuments bzw. der Regelungen für den Anschluss von Elektrolyseanlagen
obliegt bislang dem betreffenden Netzbetreiber.59 Erste Einbindungen in die Technischen Anschlussbe‐
dingungen der ÜNB sind aber bereits erfolgt: Die TAB der 50Hertz Transmission GmbH mit Gültigkeit ab
01.11.2024 verweisen im Rahmen der gesonderten Anforderungen an regelbare Bezugsanlagen darauf,
dass die Technischen Anforderungen mit Stand 05.02.2025 für den Anschluss von Elektrolyseanlagen unter
einigen Einschränkungen zu erfüllen sind.60 Mit der Aufnahme der Technischen Anforderungen in die TAB
verlagern sich die Anforderungen von dem Bereich netzdienlicher Betriebsanforderungen bzw. Anlagenkon‐
figurationen auf die Ebene der Netzverträglichkeit, sofern die Einhaltung der Vorgaben als Voraussetzung
für den Netzanschluss in den TAB vorgegeben wird. Die Einbindung des Anforderungskatalogs in die TAR
befindet sich im Planungsprozess und ist voraussichtlich für den Zeitraum 2027/2028 zu erwarten.

55 Der Prozess für den Anschluss einer Elektrolyseanlage an das Hoch‐ und Höchstspannungsnetz ist in VDE‐AR‐N
4120/4130 Kapitel 4.2 beschrieben.

56 50Hertz et al., Technische Anforderung für den Anschluss von Elektrolyseanlagen 2024, S. 3.
57 50Hertz et al., Technische Anforderung für den Anschluss von Elektrolyseanlagen, 2025.
58 50Hertz et al., a.a.O., S. 3.
59 50Hertz et al., a.a.O., S. 3.
60 50Hertz, Technische Anschlussbedingungen der 50Hertz Transmission GmbH, S. 10 ff.
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Beschreibung des Instruments:
Erweiterte Anforderungen für den Stromnetzanschluss von Elektrolyseanlagen auf Ebe‐
ne der Netzverträglichkeit in den Technischen Anschlussregeln TAR und Technischen An‐
schlussbedingungen TAB der Netzbetreiber (ÜNB und perspektivisch auch Verteilnetzbe‐
treiber)
Vorteile: Nachteile:

• Die Netzdienlichkeit einer Elektrolysean‐
lage wird durch die Einbindung in den
TAR/TAB flächendeckend sichergestellt,
weil der Netzanschluss ohne Einhaltung
der Vorgaben bereits nicht möglich wäre.

• Mit der Verlagerung auf die Ebene der
Netzverträglichkeit wird die Netzdien‐
lichkeitsthematik zentraler Bestandteil
sämtlicher Elektrolyseprojekte. Anla‐
genhersteller müssen die Netzdienlich‐
keitsanforderungen im Rahmen der
Konfiguration ihrer Anlagen mitdenken.
Die technische Verfügbarkeit wird damit
sichergestellt.

• In den TAR und TAB lassen sich insbeson‐
dere Vorgaben zur Anlagenkonfiguration
sowie bedingt auch zumBetrieb festlegen.
Standortvorgaben lassen sich darin jedoch
nicht verankern.

• Die Festlegung erweiterter technologi‐
scher Anforderungen für Elektrolyseanla‐
gen benachteiligt die Technologie gegen‐
über anderen Stromlasten aufgrund der
damit verbundenen zusätzlichen Belas‐
tungen.
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bb) | Flexible Netzanschlussvereinbarungen
Nach § 17 Abs. 2b EnWG können Stromnetzbetreiber Anschlussnehmern seit dem Jahr 2025 den Abschluss
flexibler Netzanschlussvereinbarungen (Flexible Connection Agreements – FCA) anbieten. Für erneuerbare
Stromerzeugungsanlagen ergibt sich die Möglichkeit zum Abschluss von FCA aus § 8a EEG 2023.61 Im
Vergleich zu klassischen Netzanschlussverträgen stellen Netzbetreiber im Rahmen eines FCA die maximale
Entnahme‐ bzw. Einspeiseleistung nicht uneingeschränkt zur Verfügung. Die rechtlichen Vorgaben zu FCA
sind als Kann‐Vorschriften ausgestaltet, sodass es im Ermessen des Netzbetreibers liegt, ob dieser entspre‐
chende Vereinbarungen anbietet. Im Rahmen von FCA kann sowohl eine statische (dauerhafte) als auch
eine dynamische (flexible) Begrenzung dermaximalen Entnahme‐ oder Einspeiseleistung vereinbart werden.

Das Instrument der FCA ermöglicht es den Netzbetreibern, die lokalen Netzgegebenheiten durch eine
gezielte Ausgestaltung der Anschlusskonditionen zu berücksichtigen. Folglich können Vorgaben für
den netzdienlichen Betrieb von Verbrauchsanlagen definiert werden. Damit gibt der Gesetzgeber den
Netzbetreibern ein Instrument an die Hand, welches es ermöglicht, in Gebieten mit eingeschränkten
Netzkapazitäten netzdienliche Betriebsvoraussetzungen an die Netzanschlussvereinbarung zu knüpfen. Die
vertragliche Vereinbarung über einen netzdienlichen Betrieb wird durch das FCA zur Grundvoraussetzung
des Netzanschlusses.62

In Bezug aus die Stromnetzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen erscheinen insbesondere die dynamischen
Begrenzungsoptionen interessant, da sie einen wirksamen Hebel zur Steuerung der Anlagenfahrweise
darstellen können. Eine direkte Steuerung der Standortwahl erfolgt durch (dynamische) FCA dagegen
nicht. Sind die Rahmenbedingungen der (dynamischen) Begrenzung der Nutzung des Netzanschlusses
allerdings für den Anlagenbetreiber vorhersehbar, können die Vorgaben von FCA aber zumindest eine
indirekte Lenkungswirkung in Bezug auf die Standortwahl entfalten (z. B. bei höheren Freiheitsgraden
des Anlagenbetreibers in Regionen mit hoher EE‐Einspeisung im Norden Deutschlands im Vergleich zu
lastgeprägten Regionen im Süden).

Aus Sicht des Betreibers der Elektrolyseanlage kann der Abschluss eines FCA je nach Ausgestaltung
mit (erheblichen) ökonomischen Risiken einhergehen. Diese lassen sich insbesondere bei einer unent‐
geltlichen (voll‐)dynamischen Begrenzung der Wirkleistungsbezuges nur schwer abschätzen. Da eine
flexible Begrenzung des Wirkleistungsbezugs durch den Netzbetreiber erhebliche Auswirkungen auf die
Betriebsstunden einer Elektrolyseanlage (und damit auch auf die Wasserstoffgestehungskosten) haben
kann, dürfte die fehlende Planbarkeit zumindest dynamische flexible Netzanschlussvereinbarungen in der
Regel für Anlagenbetreiber unattraktiv machen. Etwas anderes kann unter Umständen dann gelten, wenn
der Nachteil geringerer Betriebsstunden durch den Vorteil eines vorzeitigen Netzanschlusses durch das FCA
zumindest teilweise aufgewogen wird.

Herausfordernd aus Sicht der Betreiber von Elektrolyseanlagen ist, dass FCA bislang nicht standardisiert

61 Hintergrund ist Art. 6a Abs. 1 der EU‐Strombinnenmarktrichtlinie (Richtlinie (EU) 2019/944), der die EU‐
Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, durch die zuständige Regulierungsbehörde einen gesetzgeberischen Rahmen zu
entwickeln, der die Vereinbarung flexibler Netzanschlussverträge in Gebieten mit geringer bzw. nicht vorhandener
Stromnetzkapazität ermöglicht.

62 Vgl. dafür auch Nationaler Wasserstoffrat, Stellungnahme Systemdienliche Elektrolyse, 2024, S. 7.
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sind und sie sich entsprechend – je nach Netzgebiet und Netzbetreiber – unterscheiden.63

Offen ist derzeit noch, wie das Verhältnis zwischen zwingenden Vorgaben zur Betriebsweise einer Elektro‐
lyseanlage aufgrund eines FCA und finanzielle, freiwilligen Anreize für eine netzdienliche Betriebsweise
über möglicherweise von der Bundesnetzagentur noch einzuführende (dynamische) Netzentgelte für
Elektrolyseanlagen sein wird. Gegenüber Anlagenbetreibern, die mit dem Netzbetreiber ein FCA vereinbart
haben, müsste dieses aufgrund seiner zwingenden Vorgaben Vorrang haben. Zusätzlicher finanzieller
Anreize über dynamische Netzentgelte bedürfte es gegenüber solchen Anlagenbetreibern dann nicht mehr
oder nur noch eingeschränkt.

Offen ist zudem, inwieweit es die Vorgaben der RFNBO‐Kriterien Betreibern von Elektrolyseanlagen
überhaupt ermöglichen, sich im Rahmen von FCA auf statische oder dynamische Begrenzungen des
Anlagenbetriebs einzulassen.64

Beschreibung des Instruments:
Übertragungs‐ und Verteilnetzbetreiber erhalten die Möglichkeit, flexible Netzanschlussverträge
über den Anschluss von u. a. Elektrolyseanlagen an das Stromnetz zu vereinbaren. Im Vergleich zu
klassischen Netzanschlussverträgen wird die maximale Entnahme‐ bzw. Einspeiseleistung nicht un‐
eingeschränkt zur Verfügung gestellt. Unterschieden wird zwischen einer statischen (dauerhaften)
oder dynamischen (flexiblen) Begrenzung der maximalen Entnahme‐ oder Einspeiseleistung.
Vorteile: Nachteile:

• Durch FCA können die lokalen Netzgegeben‐
heiten anhand der genauen Ausgestaltung
der Anschlusskonditionen (netzdienliche Be‐
triebsanforderungen) berücksichtigt werden.

• Netzanschlüsse für flexible Lasten können
auch an Standorten ermöglicht werden, an
denen ein regulärer Netzanschluss aufgrund
fehlender Kapazitäten (zumindest temporär)
nicht möglich wäre.

• Die Möglichkeit der Vereinbarung von FCA
liegt im Ermessen des jeweiligen Netzbetrei‐
bers. Ein Anspruch auf den Abschluss ei‐
ner entsprechenden Vereinbarung besteht für
Elektrolyseanlagenbetreiber folglich nicht.

• Der Abschluss eines FCA ist je nach Ausge‐
staltung mit (erheblichen) ökonomischen Risi‐
ken für den Anlagenbetreiber verbunden. Die‐
se lassen sich insbesondere bei einer unent‐
geltlichen (voll‐)dynamischen Begrenzung des
Wirkleistungsbezuges nur schwer abschätzen.

• Die andere Netzdienlichkeitsdimension
„Standort“ wird durch das Instrument höchs‐
tens indirekt adressiert.

63 In diesem Zusammenhang bleibt es zudem abzuwarten, ob die Bundesnetzagentur als zuständige Regulierungsbe‐
hörde von der bereits genannten Option des Art. 6a Abs. 1 EU‐Strombinnenmarktrichtlinie Gebrauch machen und
ergänzende Regelungen zu den flexiblen Netzanschlussvereinbarungen treffen wird.

64 Vgl. zum Problem fehlender Flexibilität aufgrund der RFNBO‐Kriterien auch die Ausführungen im Abschnitt zu dy‐
namischen Netzentgelten.
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cc) | (Zwingende) Regional differenzierte Baukostenzuschüsse
Baukostenzuschüsse (BKZ) sind einmalig von Netzanschlussbegehrenden zu entrichtende Zahlungen
für den Ausbau des öffentlichen Stromnetzes, die im Zuge der Anschlusserstellung an den jeweiligen
Netzbetreiber zu entrichten sind.65 Die Höhe eines BKZ ist dabei abhängig von der Anschlussleistung.
Die Erhebung eines BKZ ist auf Niederspannungsebene, sofern die Leistungsanforderung 30 kW über‐
steigt, in § 11 Niederspannungsanschlussverordnung (NAV) geregelt. Die Erhebung eines BKZ steht dabei im
Ermessen des Netzbetreibers. Für die Spannungsebenen oberhalb der Niederspannung gibt es keine rechtli‐
che Regelung durch Gesetz oder Verordnung zur Erhebung eines BKZ. Die Erhebung ist jedoch gängige Praxis.

Die Bundesnetzagentur befürwortet die Erhebung von BKZ. So hat sie klargestellt, dass die Erhebung
von BKZ aus netzentgeltkalkulatorischer Sicht in Netzen mit Ausbaubedarf effizient und geboten ist und
Gegenstand von Prüfungsverfahren sein kann und wird.66 Darüber hinaus reizt die Bundesnetzagentur die
BKZ‐Erhebung zusätzlich an, indem sie Netzbetreibern für eine bestimmte Zeit einen Zinsbonus auf einen
Anteil der nach dem 01.01.2029 erhobenen BKZ gewährt.67

Für die Ermittlung der Höhe des BKZ hat sich in der Praxis insbesondere das Leistungspreismodell der
Bundesnetzagentur durchgesetzt, das diese im Jahr 2009 erstmals veröffentlicht und mit einem Posi‐
tionspapier vom 20.11.2024 überarbeitet hat.68 Mit ihrem neuen Positionspapier69 zur Erhebung von

65 Zu BKZ vgl. BeckOGK/Mohr, 1.4.2025, StromNEV § 9 Rn. 8.
66 Vgl. dazu sowie zu den Argumenten für die Erhebung eines BKZ Bundesnetzagentur, BK8, Positionspapier zur Erhe‐

bung von Baukostenzuschüssen, 2024, S. 6.
67 Bundesnetzagentur, Festlegung eines Regulierungsrahmens und der Methode der Anreizregulierung für

Elektrizitäts‐ und Gasverteilernetzbetreiber sowie Fernleitungsnetzbetreiber (RAMEN), Sachstand zu Tenor und Er‐
wägungen GBK‐24‐01‐3#3, 2025, S. 156.

68 Bundesnetzagentur, BK8, Positionspapier zur Erhebung von Baukostenzuschüssen, 2024, S. 5.
69 Bei demPositionspapier der BNetzA handelt es sich umeine unverbindliche Handlungsempfehlung, die (noch) nicht

auf Grundlage der neuer Festlegungskompetenz aus § 17 Abs. 4 EnWG entwickelt wurde.
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BKZ hat die Bundesnetzagentur ihre bisherige Berechnungsformel um einen Regionalisierungsfaktor
ergänzt (sog. wirkungsbezogene Differenzierung). Die neue Methodik soll für die Ermittlung von BKZ bei
Anschlussvereinbarungen ab dem Jahr 2026 Anwendung finden, wobei die wirkungsbezogene Differen‐
zierung nur im Übertragungsnetz zum Tragen kommen soll. Eine Anwendung auf Verteilnetzebene ist
ausdrücklich nicht vorgesehen.70 Der Regionalisierungsfaktor sieht eine fünfstufige, in 20 %‐Schritten erfol‐
gende Differenzierung vor, die vonmindestens 20 % bis maximal 100 % des leistungsbezogenen BKZ reicht.71

Ein niedriger BKZ soll nach Vorstellung der Bundesnetzagentur einen Anreiz insbesondere für Elektroly‐
seanlagen darstellen, sich an Standorten mit einem ausreichenden Angebot an Strom aus erneuerbaren
Energien anzusiedeln.72 Durch die Erhebung differenzierter BKZ steht den Stromnetzbetreibern somit –
zumindest auf Ebene der Übertragungsnetze – ein Instrument zur Verfügung, mit dem sie Einfluss auf eine
stromnetzdienliche Standortwahl von Elektrolyseanlagen nehmen können. Eine noch stärkere rechtliche
Steuerung gäbe es, wenn den Übertragungsnetzbetreibern – und gegebenenfalls auch Verteilernetzbetrei‐
bern ‐ die (differenzierte) Erhebung von BKZ rechtlich vorgeschrieben würde. Dies ist bislang (noch) nicht
der Fall, wird von der Bundesnetzagentur aber im Rahmen des AgNes‐Prozesses zur Neufestlegung der
Netzentgeltsystematik erwogen.73 Durch die Ankündigung der Bundesnetzagentur, die Erhebung von BKZ
im Rahmen der Netzentgeltprüfung zu berücksichtigen, ergibt sich für (Übertragungs‐)Netzbetreiber aber
auch schon heute zumindest ein erheblicher faktischer Druck, den Vorschlägen der Bundesnetzagentur zur
Erhebung von BKZ zu folgen.

Für Elektrolyseanlagen stellt die Entrichtung eines BKZ eine im Rahmen der Investitionsausgaben zu
berücksichtigende einmalige Ausgabe dar. Diese ist dem Betreiber aber zum Zeitpunkt der Investitionsent‐
scheidung der Höhe nach bekannt und damit planbar. Wie stark ein differenzierter BKZ die Standortwahl für
Elektrolyseanlagen beeinflusst, hängt von seiner Höhe ab. Nach Schätzungen des Bundesnetzagentur würde
beispielsweise für einen Elektrolyseur mit 600 MW unter Berücksichtigung des Regionalisierungsfaktors ein
BKZ in einem Rahmen zwischen ca. 12 und 60Mio. € anfallen, d.h. der BKZ kann sich um bis zu knapp 50Mio.
Euro unterscheiden.74 Wie stark die angestrebte netzdienliche Steuerungswirkung durch den BKZ tatsächlich
ausfallen wird, ist dabei trotz der hohen absoluten Zahlen unklar. Die Steuerungswirkung hängt davon
ab, welchen Anteil der BKZ an den gesamten Investitionsausgaben hat. Bei einem 600 MW‐Elektrolyseur
mit durchschnittlichen Investitionskosten von 2.500 ‐ 3.000 €/kW75 (ohne BKZ) erscheint die BKZ‐Höhe
im Vergleich zu den übrigen Investitionskosten von 1,5 bis 1,8 Milliarden Euro als ein eher geringerer
Kostenbestandteil im einstelligen Prozentbereich. Ähnlich wird dies auch von Seiten der Energiewirtschaft
eingeschätzt, die durch einen BKZ lediglich eine Erhöhung der Wasserstoffgestehungskosten in einem
Bereich von ca. 0,09 – 0,15 Euro/kg Wasserstoff erwartet.76 Die Lenkungswirkung auf die Netzdienlich‐

70 Bundesnetzagentur, a.a.O. S. 10 f., 13.
71 Bundesnetzagentur, a.a.O. S. 11.
72 Bundesnetzagentur, Pressemitteilung, abrufbar unter: www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilung

en/DE/2024/20241120_BKZ.html (zuletzt abgerufen am 8. Mai 2026).
73 Bundesnetzagentur, Netzentgeltkomponenten: Orientierungspunkte der BNetzA, 2025, S. 13.
74 Bundesnetzagentur, Pressemitteilung, abrufbar unter: www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilung

en/DE/2024/20241120_BKZ.html (zuletzt abgerufen am 8. Mai 2026).
75 In Studien werden teilweise deutlich niedrigere Investitionskosten angegeben. In der Praxis zeigen sich allerdings

erheblich höhere Kosten. Vgl. dazu FfE, Von der Theorie zur Praxis:Warum grünerWasserstoff teurer ist als gedacht,
2025, S. 10.

76 BDEW, Kosten von Wasserstoff durch rechtliche und regulatorische Rahmenbedingungen, 2025, S. 10.
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keitsdimension Standort könnte sich damit in Grenzen halten. Einfluss auf die Dimension Betrieb nimmt
der BKZ grundsätzlich nicht.

Werden BKZ von Netzbetreibern (zukünftig gegebenenfalls auch aufgrund rechtlich verpflichtender
Vorgaben der Bundesnetzagentur) erhoben, handelt es sich um eine zwingend zu leistende Zahlung für
Betreiber von Elektrolyseanlagen, die einenAnreiz für denNetzanschluss in bestimmtenNetzgebieten setzt.

Beschreibung des Instruments:
Einmalig von demNetzanschlussbegehrenden (Anschlussnehmer) zu entrichtende Zahlung für den
Ausbau des öffentlichen Stromnetzes. Die Ermittlung der Höhe des BKZ erfolgt nach Vorstellung
der Bundesnetzagentur (nur) für die Übertragungsnetzebene unter Einbeziehung eines Regionali‐
sierungsfaktors in Abhängigkeit von der Netzdienlichkeit des Stromnetzanschlusses. Bislang ist die
Erhebung von BKZ für Netzbetreiber allerdings nicht verpflichtend.
Das Instrument der BKZ könnte für Elektrolyseanlagen (und gegebenenfalls auch andere Speicher)
weiterentwickelt werden, indem
• die Erhebung rechtlich vorgeschrieben wird und
• auf allen Netzebenen ein Faktor zur Berücksichtigung der Netzdienlichkeit des Standortes über
die Höhe des BKZ entscheidet.

Vorteile: Nachteile:

• Ein BKZmit Regionalisierungsfaktor kann grds.
Anreize zur Berücksichtigung der aktuellen
Netzsituation (Netzengpassmanagement‐
mengen, Netzausbaubedarf und Netzkosten)
bei der Standortwahl auslösen.

• Ein BKZ kann grundsätzlich Anreize zur effizi‐
enten und sparsamen Inanspruchnahme vor‐
handener Anschlusskapazitäten setzen.

• Im Vergleich zu den Gesamtinvestitionskos‐
ten ist ein BKZ unter Umständen nur von be‐
grenzter wirtschaftlicher Bedeutung. In die‐
sem Fall hätte er nur eine vergleichsweise
geringe Steuerungswirkung bei der Standort‐
wahl für Elektrolyseanlagen.

• Der ausschließlich stromnetzdienliche
Fokus könnte sich insbesondere bei Offsite‐
Projekten negativ auf die weitere Netzdien‐
lichkeit oder Systemdienlichkeit auswirken
(Nebenprodukte Wärme und Sauerstoff,
Anschluss an entsprechende Infrastrukturen
und weitere Netze).

• Bei aktueller Ausgestaltung schafft der BKZ
eine Gleichbehandlung mit sonstigen (nicht
netzdienlichen) Letztverbrauchern und stellt
flexible Elektrolyseanlagen trotz ihres (mög‐
lichen) Mehrwertes für das Stromnetz nicht
besser.

• Die Netzdienlichkeitsdimension „Betrieb“
wird durch das Instrument nicht adressiert.
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dd) | Zeitlich und regionale differenzierte (dynamische) Netzentgelte
Elektrolyseanlagen sind derzeit gemäß § 118 Abs. 6 S. 7 i.V.m. S. 1 EnWG für einen Zeitraum von 20
Jahren ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme von den Netzentgelten für den Bezug der gespeicherten
elektrischen Energie befreit, sofern sie innerhalb von 18 Jahren ab dem 04.08.2011 in Betrieb genommen
werden. Ein stromnetzdienliches Einsatzverhalten oder sonstige Betriebsanforderungen müssen für die
Vollbefreiung nicht erfüllt werden. Die Bundesnetzagentur hat angekündigt, die Vollbefreiung abschaffen
zu wollen. Sie beruft sich dabei unter anderem auf Vorgaben des EU‐Sekundärrechts, nach denen Sonder‐
netzentgelte ohne jegliche „Gegenleistung“ nicht zulässig sind.77 Der genaue Zeitpunkt einer Abschaffung
der Vollbefreiung, etwaige Übergangsregelungen und Fragen des Vertrauensschutzes sind derzeit noch
offen und nicht Gegenstand dieser Studie.78

Werden Elektrolyseanlagen zukünftig zur Zahlung von Stromnetzentgelten verpflichtet, bietet dies die
Möglichkeit, über die Ausgestaltung der Netzentgelte auch Einfluss auf die Stromnetzdienlichkeit
entsprechender Anlagen zu nehmen. Dies könnte insbesondere durch dynamische, zeitlich und räumlich
differenzierte Netzentgelte geschehen, deren Höhe unter Berücksichtigung der jeweiligen Netzengpasssi‐
tuation im Stromnetz festleglegt wird. Im derzeitigen Netzentgeltsystemmit Leistungspreis und Arbeitspreis
käme insbesondere eine Dynamisierung der Arbeitspreiskomponente in Betracht.79 Zu beachten ist aller‐
dings, dass die Bundesnetzagentur im Rahmen ihrer grundlegenden Reform des Netzentgeltsystems zum
1.1.2029 die Abschaffung des Leistungspreises plant. Stattdessen soll es für Netznutzer, die oberhalb der
Niederspannungsebene angeschlossen sind oder auf der Niederspannungsebene mehr als 100.000 kWh/a
verbrauchen, nur noch einen zweigeteilten, statischen Arbeitspreis geben, über den die Netzkosten in
Bezug auf die entsprechenden Verbrauchergruppen weitgehend sicher refinanziert werden (sog. Finanzie‐

77 Bundesnetzagentur, Speichernetzentgelte: Orientierungspunkte der BNetzA, 2026, S. 7.
78 Zum Stand der Überlegungen vgl. Bundesnetzagentur, a.a.O., S. 7 f.
79 Zu Leistungspreis und Arbeitspreis vgl. § 17 Abs. 2 Stromnetzentgeltverordnung.
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rungsfunktion).80 Die Höhe des Arbeitspreises soll dabei davon abhängig sein, ob sich der Strombezug des
Netznutzers innerhalb oder oberhalb einer vorab bestellten Bezugsleistung bewegt.81

Damit die Netzentgelte nicht nur sicher dazu beitragen, den Betrieb der Stromnetze zu finanzieren, sondern
sie auch Anreize für ein netzdienliches Verhaltens setzen (Anreizfunktion), prüft die Bundesnetzagentur
darüber hinaus die Einführung einer dynamischen Arbeitspreiskomponente.82 Diese soll auf Verbraucher‐
seite Änderungen des Verbrauchsverhaltens anreizen und Redispatchkosten reduzieren.83 Geplant ist eine
regional und zeitlich differenzierte, zwingende dynamische Netzentgeltkomponente, die symmetrisch
ausgestaltet sein soll (d.h. auch negativ werden kann).84 Voraussichtlich soll dabei eine Einführung zunächst
für die Netzebenen 1 – 3 (Höchstspannung bis Hochspannung) erfolgen.85

Die neue Netzentgeltsystematik einschließlich einer dynamischen Netzentgeltkomponenten soll voraus‐
sichtlich auch auf Elektrolyseure angewendet werden.86 Konkrete Einzelheiten sind zum jetzigen Zeitpunkt
allerdings noch offen.

Ein (zumindest teilweise) dynamisches Stromnetzentgelt (Arbeitspreis) ist geeignet, eine Lenkungswirkung
in Bezug auf die Anlagenfahrweise zu entfalten. Ist die Entwicklung der Netzentgelte für die Betreiber
von Elektrolyseanlagen hinreichend vorhersehbar (z. B. mittelfristig niedrigere Netzentgelte im Norden als
im Süden), kann ein (teilweise) dynamisches Netzentgelt indirekt auch die Standortwahl beeinflussen.87
Zu beachten ist allerdings, dass Betreiber ihre Elektrolyseanlagen so betreiben müssen, dass diese auch
die Anforderungen an die Herstellung von grünem Wasserstoff (RFNBO‐Kriterien) nach der 37. BImSchV
und den Delegierten Rechtsakten zur RED III erfüllen. Dies kann die Flexibilität des Strombezugs ein‐
schränken. Insbesondere müssen Elektrolyseanlagen im Fall des Netzstrombezugs über PPA‐Strommengen
aus EE‐Stromerzeugungsanlagen beziehen, wobei Anforderungen an die räumliche und geographische
Korrelation zu beachten sind. Die Pflicht zu Abnahme von Grünstrommengen aus dem PPA könnte mit
den Anreizen aus einem dynamischen Stromnetzentgelt kollidieren. Dies könnte etwa dann geschehen,
wenn die Stromerzeugungsanlage sich zwar in der deutschen Stromgebotszone befindet (geographische
Korrelation nach RFNBO‐Kriterien erfüllt), sich aber zwischen Stromerzeugungsanlage und Elektrolyseanlage
ein Netzengpass befindet, der durch ein dynamisches Netzentgelt (d.h. höheres Netzentgelt) adressiert
wird. Betreiber von Elektrolyseanlagen könnten derartigen Konflikten zwar dadurch aus dem Weg gehen,
dass sie PPA nur mit Stromerzeugungsanlagen vor etwaigen Netzengpässen schließen. Dies würde aber
ein ohnehin schon zu kleines Angebot an RFNBO‐konformen erneuerbaren Stromerzeugungsanlagen noch
weiter verkleinern.

Die Gestehungskosten für grünen Wasserstoff steigen durch die Erhebung von Netzentgelten erheblich.

80 Bundesnetzagentur, Netzentgeltkomponenten: Orientierungspunkte der BNetzA, 2025, S. 2.
81 Zu Einzelheiten vgl. Bundesnetzagentur, a.a.O.
82 Bundesnetzagentur, a.a.O.
83 Bundesnetzagentur, Dynamische Netzentgeltkomponente: Orientierungspunkte der BNetzA, 2025, S. 2.
84 Bundesnetzagentur, a.a.O., S. 2 f.
85 Bundesnetzagentur, a.a.O.
86 Bundesnetzagentur, a.a.O., S. 15.
87 Zu den Auswirkungen auf Betriebsweise und Standortwahl vgl. Bundesnetzagentur, Dynamische Netzentgeltkom‐

ponente: Orientierungspunkte der BNetzA, 2025, S. 2.
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Im derzeitigen Netzentgeltsystem mit Leistungs‐ und Arbeitspreis werden die Mehrkosten auf ca. 2 – 3
Euro/kg H2 geschätzt.88 Auf Basis der neuen Netzentgeltsystematik der Bundesnetzagentur müssten die
Mehrkosten neu beziffert werden. Werden Netzentgelte zusätzlich noch (teilweise) dynamisch ausgestal‐
tet, stellt dies Betreiber von Elektrolyseanlagen in Bezug auf die Wirtschaftlichkeitsberechnung vor weitere
Herausforderungen: Denn zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung steht die konkrete Höhe der zu
entrichtenden Netzentgelte noch nicht fest. Diese fehlende Planbarkeit und insbesondere auch das Risiko
höherer Netzentgelte zu Zeitpunkten, in denen aufgrund des PPA ein Strombezug vertraglich vorgegeben ist,
schafft Unsicherheiten und gefährdet die Bankability. Zwar kann das Risiko höherer Netzentgelte durch die
Chance niedrigerer dynamischer Netzentgelte ein Stück ausgeglichen werden. Ob Elektrolyseanlagen von
niedrigen Netzentgelten profitieren können, hängt aber wiederum von der Flexibilität der abgeschlossenen
PPA ab, da stets ein Bezug von erneuerbarem Strom über PPA und unter Beachtung der jeweils geltenden
RFNBO‐Kriterien sichergestellt sein muss.

Bei der Ausgestaltung eines dynamischen Netzentgeltes muss in Regionen, in denen sich die Stromlast zu
einem großen Anteil aus flexiblen Anlagen wie beispielsweise Elektrolyseanlagen zusammensetzt, zudem
die Gefahr sogenannter Lawineneffekte mitgedacht werden. Reagieren Lasten im großen Umfang auf
entsprechende Netzentgeltsignale, können daraus neue Engpässe im Stromnetz verursacht werden.89

Angesichts der Herausforderungen einer Erhebung von Netzentgelten für Elektrolyseanlagen allgemein
und dynamischer Netzentgelte im Besonderen könnten sich auch potenzielle Mittelwege anbieten, bei
denen zukünftig zwar grundsätzlich Netzentgelte erhoben werden, die Wasserstoffgestehungskosten aber
so wenig wie möglich erhöht werden:

• So könnte etwa für zumindest für Gebiete, die als Netzengpassgebiete mit Erzeugungsüberschuss de‐
finiert werden (z. B. Entlastungsregionen nach § 13k EnWG) weiter eine Netzentgeltbefreiung gewährt
werden, da bereits mit der Standortwahl der Elektrolyseanlage in erheblichemMaße eine Stromnetzdien‐
lichkeit sichergestellt ist. Zu regeln wäre dann, ob und unter welchen Voraussetzungen sich der Zuschnitt
netzentgeltbefreiter Regionen ändern kann. Da die Wasserstofferzeugung in nicht befreiten Regionen mit
Netzentgelten belastet würde, würde sie dort weniger wirtschaftlich. Sichergestellt sein müsste, dass nicht
privilegierte Regionen trotzdem ausreichend mit Wasserstoff versorgt werden (etwa über dasWasserstoff‐
kernnetz und Verteilernetze).

• Alternativ könnte für Elektrolyseanlagen ein Netzentgelt erhoben werden, das geringer ist als das allge‐
meine Netzentgelt. Eine Lenkung hin zu einer Stromnetzdienlichkeit könnte dann statt über (dynamische)
Netzentgelte, die auf die Betriebsweise Einfluss nehmen, eher über solche Instrumente erfolgen, die (ein‐
malig) die Standortwahl beeinflussen. Dies könnte etwa ein hoher Baukostenzuschuss oder die Nutzung
von FCA sein.

88 BDEW, Kosten von Wasserstoff durch rechtliche und regulatorische Rahmenbedingungen, 2025, S. 6.
89 Weidlich et al., Dynamische Netzentgelte und ihre mögliche Ausgestaltung für Deutschland, 2025, S. 18 f.
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Beschreibung des Instruments:
Weiterentwicklung der speicherbezogenen Netzentgeltbefreiung nach § 118 Abs. 6 EnWG in Rich‐
tung einer zeitlich und regional differenzierten, dynamischen Netzentgeltregelung.
Vorteile: Nachteile:

• Dynamische Netzentgelte setzen anhand von
Preissignalen Anreize für netzdienliche Fahr‐
weise von Elektrolyseanlagen.

• Das stromnetzdienliche Einsatzverhalten von
Elektrolyseanlagen reduziert Netzengpässe
und ggf. den Netzausbaubedarf.

• Dynamische Netzentgelte schaffen Transpa‐
renz, indem zentrale Kostentreiber des Strom‐
preises nachvollziehbar werden.

• Dynamische Netzentgelte können je nach Aus‐
gestaltung neben einem netzdienlichen Be‐
trieb bei hinreichender Vorhersehbarkeit auch
eine netzdienliche Standortwahl anreizen.

• Die Flexibilitätspotenziale von Elektrolysean‐
lagen können dadurch beschränkt sein, dass
diese jederzeit die RFNBO‐Kriterien einhalten
und zeitlich grünen Strom über ein PPA bezie‐
hen müssen.

• Die Belastung mit Netzentgelten erhöht die
Wasserstoffgestehungskosten signifikant und
kann den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft
weiter ausbremsen.

• Die Höhe der zu entrichtenden dynamischen
Netzentgelte lässt sich – je nach Ausmaß
der Dynamisierung – nur schwer prognostizie‐
ren. Dies erschwert Investitionssicherheit und
Bankability.

• In Regionen mit hohem lastseitigen Flexibili‐
tätspotenzial können dynamische Netzentgel‐
te sog. Lawineneffekte auslösen.

• Die rudimentäreDigitalisierung des deutschen
Stromsystems erschwert die (kurzfristige) Eta‐
blierung dynamischer Modelle auf Basis von
kurzfristigen Preissignalen.
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b) | Fördermodelle
Der Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft stockt. Nur für wenige Wasserstofferzeugungsprojekte wird eine
positive Investitionsentscheidung getroffen. Wesentlicher Grund ist eine (erhebliche) Lücke zwischen den
Wasserstoffgestehungskosten und der Zahlungsbereitschaft der potenziellen Abnehmer (z. B. Indus‐
triekunden). Durch Fördersysteme könnte diese Lücke geschlossen werden. Neben schon bestehenden
Förderinstrumenten (CO2‐Differenzverträge für die Industrie, Ausschreibungen der EU‐Wasserstoffbank)
werden zukünftig möglicherweise auch neue Instrumente eingeführt. Fördermodelle können – neben
Instrumenten der Stromnetzregulierung – ein möglicher Anknüpfungspunkt für eine rechtliche Steuerung
der Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen sein.

Fördermodelle können dabei zum einen danach unterschieden werden, ob sie auf der Angebotsseite
(Wasserstofferzeuger) oder auf der Nachfrageseite (Wasserstoffverbraucher) ansetzen. Sie können zum
anderen danach unterschieden werden, ob eine Preis‐ oder eine Mengensteuerung erfolgt.90

Fördermodelle können als Subvention oder in Form von Ordnungsrecht ausgestaltet werden.

aa) | Subventionen
Eine Förderung kann durch Subventionen erfolgen. Auf Angebotsseite kann dies etwa durch eine CAPEX‐
Förderung geschehen (z. B. BMWE‐Förderung der Reallabore der Energiewende). Alternativ kann auch eine
Betriebskostenförderung erfolgen (z. B. Zuschüsse im Rahmen von Contracts for Difference – CfD).91

Im Rahmen von Subventionen kann insbesondere nach der Netzdienlichkeit des Standorts92 der Elektroly‐
seanlage differenziert werden:

• Die Förderhöhe kann je nach Standort unterschiedlich ausgestaltet werden (Bonus‐/Malus‐System). Bei‐
spiel: Bei Geboten für Elektrolyseure an netzdienlichen Standorten wird ein „Bonus“ oder alternativ für
Elektrolyseure an nicht netzdienlichen Standorten ein „Malus“ auf die Gebotspreise aufgeschlagen. Der
Bonus oder Malus könnte bei der tatsächlich gezahlten Förderung oder bei der Gebotsreihung für die Aus‐
wahl berücksichtigt werden.

• In einem Subventionsregime mit vorgeschalteter Ausschreibung kann ein bestimmter Anteil einer Aus‐
schreibungsmenge in einer festgelegten Region zu bezuschlagen oder zu begrenzen sein (Regionalquoten).
Beispiel: Es erfolgt eine Begrenzung des Ausbaus in nicht netzdienlichen Regionen auf maximal x %.93 Ein
weiterer Ansatz wäre zudem, dass ein gewisser Anteil des Elektrolyseausbaus in netzdienlichen Regionen
erfolgen muss.94

• Die Vergabe von Subventionen kann nur für netzdienliche Elektrolyseure in bestimmten Regionen (Vor‐
rangregionen) erfolgen. Der Ausbau in anderen Regionen bleibt dennoch möglich, jedoch rein marktlich

90 Vgl. dazu ausführlich Buchmüller, in: Rodi, Handbuch Klimaschutzrecht, 2022, § 22 Rn. 37 ff. m.w.N.
91 Mit einemVorschlag zu CfD fürWasserstofferzeuger vgl. etwa BDEWet al., Enabler für den H2‐Markthochlauf, 2026.
92 Auch Vorgaben zur Netzdienlichkeit der Betriebsweise einer Elektrolyseanlage sind im Zusammenhangmit Subven‐

tionen grundsätzlich vorstellbar, wenn auch in der Ausgestaltung komplexer.
93 Historisches Beispiel für eine begrenzende Quote in Förderprogrammen: Netzausbaugebiet im EEG 2017.
94 Historisches Beispiel für eine Mindestmengenförderung in Förderprogrammen: Südquote im EEG 2021.
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ohne Förderung. Des Weiteren wäre auch eine abgemilderte Regelung zur Vorrangregion denkbar:
Die Vergabe von Fördergeldern könnte nur für Gebote in den definierten Regionen und beispielsweise
für Wasserstoffprojekte mit Netzstrombezug nur bei Erfüllung strenger Vorgaben zur zeitlichen und
geografischen Korrelation sowie Zusätzlichkeit in Anlehnung an die RFNBO‐Kriterien der 37. BImSchV bzw.
des Delegierten Rechtsakts zur RED III erfolgen, wobei nicht netzdienliche Wirkungen ausgeschlossen
werden.

Ein Beispiel für die Möglichkeit zur Vorgabe von Standortkriterien für Elektrolyseanlagen findet sich
Ziffer 4.9 des Entwurfs der Richtlinie zur Förderung von klimaneutralen Produktionsverfahren in der
Industrie durch Klimaschutzverträge vom 24. März 2025. Im Rahmen der Ausschreibungen der sogenannten
CO2‐Differenzverträge (früher: Klimaschutzverträge) hat das Bundeswirtschaftsministerium von dieser
Möglichkeit allerdings bislang – soweit ersichtlich – keinen Gebrauch gemacht.

Eine Subventionierung der Herstellung von grünem Wasserstoff erfolgt bereits heute im Rahmen von Aus‐
schreibungen der EU‐Wasserstoffbank. Die Förderung erfolgt dabei grundsätzlich durch die Zahlung fixer
Prämien pro Kilogramm erzeugtem Wasserstoff, die nach nachgewiesener Lieferung des Wasserstoffs aus
Mitteln des EU‐Innovationsfonds ausgezahlt werden. Anspruchsberechtigt sind Bieter, die im Rahmen einer
EU‐weiten Ausschreibung einen Zuschlag erhalten haben. Ergänzend setzt die EU‐Wasserstoffbank auch das
sogenannte „Auction as a Service“‐Modell um. Anhand dessen können die EU‐Mitgliedstaaten unter der
Verwendung von Haushaltmitteln Wasserstoffprojekte unterstützen, die es zwar auf die EU‐Auktionsliste
geschafft haben, jedoch keinen Zuschlag erhalten konnten.95 Auf diese Weise können nach Ausschöpfung
der Gelder aus dem EU‐Innovationsfonds noch weitere Angebote gefördert werden. Deutschland hat die
Möglichkeit der „Auction as a Service“‐Modell bereits mehrfach genutzt.

Denkbar wäre, auch in den Ausschreibungen der EU‐Wasserstoffbank Kriterien für die Stromnetzdienlich‐
keit der zu fördernden Elektrolyseanlagen zu verankern. Ein zunächst denkbarer Ansatz wäre zunächst die
Erweiterung der von der EU‐Kommission im Rahmen der allgemeinen Ausschreibungen veröffentlichten All‐
gemeinen Geschäftsbedingungen um Anforderungen für die Stromnetzdienlichkeit von Elektrolyseanlagen,
die über die bereits verankerten Anforderungen für RFNBO96 hinausgehen. Die Vorgaben der beiden bisher
erfolgten Auktionsrunden umfassen im Rahmen der Designelemente bereits die Kategorie „Production
flexibility rules“. Erweiterungen erscheinen vorstellbar; so wurde die zweite Auktionsrunde um das Design‐
element „Resilience related requirements for the electrolyser“ ergänzt. Gegen diese Überlegung spricht
jedoch der Umstand, dass die Definition allgemeingültiger Netzdienlichkeitsanforderungen aufgrund der
Unterschiede in den Strommarktdesigns der EU‐Mitgliedsstaaten wenig zielführend erscheint. Sinnvoller
wäre die Einbettung von Stromnetzdienlichkeitsanforderungen auf Ebene des „Auction‐as‐a‐Service“‐
Modells, für das jedoch aktuell dieselben Ausschreibungsbedingungen der EU‐Kommission gelten.97 Auf
diese Weise könnten auf den Mitgliedstaat zugeschnittene Netzdienlichkeitsanforderungen integriert
werden.

95 EU‐Kommission, COM(2023) 156 final, S. 10.
96 Delegierter Rechtsakt zu Art. 27 Abs. 3 UAbs. 7 RED II.
97 Vgl. EU‐Kommission, Innovation Fund IF24 Auction Terms and Conditions, 2024.
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bb) | Ordnungsrecht
Neben Subventionen kommt alternativ die Schaffung von Fördersystemen auf Basis ordnungsrechtlicher
Vorgaben in Betracht. Ein klassisches Instrument auf Nachfrageseite sind insoweit etwa Quotenmodelle,
durch die die Nachfrager einer Leistung zur (anteiligen) Beschaffung grüner Produkte verpflichtet werden.
In Deutschland gibt es bereits seit vielen Jahren die sogenannte Treibhausgasminderungsquote des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (vgl. dazu oben unter C.II.1.). Zusätzlich könnten neue Quotenregelungen
eingeführt werden, etwa zur Umsetzung der sogenannten Industriequote nach der RED III.98

Die Bundesregierung hat zudem angekündigt, zukünftig durch eine sogenannteGrüngasquote die Inverkehr‐
bringer von Erdgas zu verpflichten, anteilig klimafreundliche Brennstoffe einzusetzen.99 Die Grüngasquote,
deren Einführung gemäß des aktuellen Gesetzesentwurfs zum Gebäudemodernisierungsgesetz für 2028
geplant ist, ist sehr umstritten.100 Sollte sie jedoch eingeführt werden, wäre rechtlich zu definieren, welche
grünen Gase zur Quotenerfüllung anrechenbar sind. Bei der Definition grüner Gase besteht die Möglichkeit
nur solchen grünen Wasserstoff für anrechenbar zu erklären, der bestimmten Anforderungen an die Netz‐
und Systemdienlichkeit seiner Erzeugung genügt. Aufgrund der bereits angekündigten Verknüpfung der
in § 43 Gebäudemodernisierungsgesetz‐E vorgesehenen Biotreppe, die einen stufenweisen Anstieg des
Bioanteils eingesetzter Energieträger vorschreibt, und der für 2028 geplanten Grüngasquote erscheint
dies bislang jedoch fraglich. Die im Zuge der Erfüllung der Biotreppe‐Vorgaben einsetzbaren grünen,
blauen, orangenen oder türkisen Wasserstofffarben berücksichtigen derartige ergänzende Anforderungen
gemäß § 3 Nr. 4b, 13b, 28a und 29b Gebäudemodernisierungsgesetz‐E zumindest nicht. In Bezug auf
die Stromnetzdienlichkeit wäre es naheliegend, auf den Anforderungen der 37. BImSchV für auf die
Treibhausgasminderungsquote anrechenbaren grünen Wasserstoff aufzusetzen und diese im Rahmen des
Gebäudemodernisierungsgesetzes weiterzuentwickeln.101

cc) | Vergleichskriterien
Je nach Ausgestaltung können Förderinstrumente sowohl die Standortwahl als auch die Betriebsweise von
Elektrolyseanlagen beeinflussen.

Die Wirtschaftlichkeit von Wasserstofferzeugungsprojekten wird durch Netzdienlichkeitsanforderungen
im Rahmen neuer Subventionen – anders als etwa durch Baukostenzuschüsse, FCA oder dynamische
Stromnetzentgelte – gegenüber dem Status Quo zumindest nicht verschlechtert. Für stromnetzdienliche

98 Die am 20.11.2023 in Kraft getretene RED III verpflichtet die EU‐Mitgliedsstaaten in Art. 22a Abs. 1 UAbs. 5 dazu
sicherzustellen, dass bis zum Jahr 2030 insgesamt 42 % der in der Industrie für Endenergieverbrauchszwecke und
nichtenergetische Zwecke verwendeten erneuerbaren Brennstoffe (bspw. Wasserstoff) aus erneuerbaren Brenn‐
stoffen nicht biogenen Ursprungs (sog. RFNBO) stammen. Die Frist zur Umsetzung der Industriequote endete ge‐
mäß Art. 5 Abs. 1 S. 1 RED III am 21.05.2025, die nationale Umsetzung der Industriequote ist bis zum Zeitpunkt
der Veröffentlichung des Beitrags nicht erfolgt. Zur Industriequote vgl. etwa Nationaler Wasserstoffrat, Umsetzung
RED III in nationales Recht (RFNBO‐Quote für die Industrie), 2024.

99 CDU/SPD, Eckpunkte zum neuen Gebäudemodernisierungsgesetz, 2026.
100 Zu Vor‐ und Nachteilen vgl. etwa Institut der Deutschen Wirtschaft et al., Geplante Grüngasquote bremst Wasser‐

stoffeinsatz in der Industrie, IW‐Kurzbericht 36/2025, 2025; Frontier Economics, Konzeption einer Grüngasquote,
2025: Bellona, Grüngasquote: Wirksamer Anreiz für den Hochlauf „grüner“ Gase?, 2025; Agora Energiewende,
Factsheet Grüngasquote, 2025; VIK et al., Bewertung des Konzepts der Grüngasquote aus Sicht der Industrie, 2024.

101 Vgl. dazu auch oben unter C.I.1.
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Projekte ergibt sich – im Gegenteil – eine Chance zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und zur Senkung
der Wasserstoffgestehungskosten. Dies kann den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft unterstützen. Im Fall
ordnungsrechtlicher Vorgaben können Wasserstofferzeuger etwaige höhere Gestehungskosten grundsätz‐
lich an die ordnungsrechtlich Verpflichteten (z. B. Quotenverpflichtete) weitergeben, sofern diese eine
entsprechende Zahlungsbereitschaft aufweisen (z. B. mangels alternativer Optionen zur Pflichterfüllung).

In den folgenden Steckbriefen werden beispielhaft Eckpunkte einer neuen standortabhängigen Subvention,
zur Nutzung der Ausschreibungen der EU‐Wasserstoffbank sowie einer Grüngasquote als Quotenmodell
dargestellt.
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Beschreibung des Instruments:
Fördermodellemit regional differenziertenAnreizen oder Vorgaben imRahmen von angebots‐ oder
nachfrageseitigen Fördermaßnahmen. Beispiele: Differenzierte Fördersummen, Vorrangregionen
und Quoten für spezifische Regionen.
Vorteile: Nachteile:

• Die regionale Steuerung erlaubt es, ohne‐
hin geplante Fördermaßnahmen systemdienli‐
cher und insgesamt effizienter auszugestalten.

• Die Standortsteuerung leistet einen Beitrag
zur Vermeidung eines erhöhten Redispatch‐
und Netzausbaubedarfs, der bei einer nicht
netzdienlichen Ansiedlung entstehen würde.

• Fördermodelle schaffen Anreize für system‐
dienliche Neuinvestitionen in Regionen mit
hoher EE‐Stromerzeugung.

• Bisher ungenutzte Systempotenziale können
eingebunden werden (z. B. Nutzung Neben‐
produkte, Wasser‐verfügbarkeit, Kernnetzan‐
bindung etc.).

• Fördermodelle implementieren Anforderun‐
gen an die Netz‐ und Systemdienlichkeit, ohne
die Wasserstoffgestehungskosten zu erhöhen.

• Eine große Herausforderung besteht darin,
Vorgaben zu entwickeln, die die Innovations‐
kraft sowie Kosteneffizienz bei der Standort‐
wahl und Betriebsführung anregen.

• Fördermaßnahmen sind typischerweise als
Beihilfe durch die Europäische Kommission zu
genehmigen. Regionale Komponenten können
die Notifizierung erschweren.

• Die Ausschreibungsverfahren werden büro‐
kratischer und komplizierter, weil das För‐
derdesign um regionale Parameter wie Quo‐
ten oder Bonus/Malus‐Systeme ergänzt wer‐
den muss sowie von zentraler Stelle die vor‐
zugswürdigen regionalen Standorte festgelegt
werden müssen.

• Ohne weitere Instrumente im Rahmen der
Stromnetzregulierung kann Lenkungswirkung
umgangen werden, wenn Wasserstofferzeu‐
ger auf die Teilnahme am Fördersystem ver‐
zichten.
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Beschreibung des Instruments:
Einbettung von Netzdienlichkeitsanforderungen in die Kategorie „Production flexibility rules“ der
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der EU‐Wasserstoffbank bzw. in das nachgelagerte „Auction‐
as‐a‐Service“‐Modell.
Vorteile: Nachteile:

• Mitgliedstaaten könnten unter der Ver‐
wendung von Haushaltmitteln Wasserstoff‐
projekte unterstützen, die es zwar auf die
EU‐Auktionsliste der EU‐Wasserstoffbank
geschafft haben, jedoch keinen Zuschlag
erhalten konnten („Auction‐as‐a‐Service“‐
Modell).

• In diesem Zusammenhang können auf Ebe‐
ne des einzelnen Mitgliedstaates Netzdien‐
lichkeitsanforderungen integriert werden.

• Aufgrund der erheblichen Unterschiede im
Strommarktdesign sowie der damit verbun‐
denen Herausforderungen in den Stromsyste‐
men der einzelnen Mitgliedstaaten erscheint
die Einbettung von Netzdienlichkeitsanforde‐
rungen in die allgemeinen Auktionsrunden
nicht oder nur in sehr begrenztem Umfang
sinnvoll.

• Die Anforderungen des „Auction‐as‐a‐
Service“‐Modells entsprechen den AGB der
allgemeinen Ausschreibungen, sodass diese
für das erstgenannte Instrument angepasst
bzw. eigens erarbeitet werden müssten.
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Beschreibung des Instruments:
Eine Grüngasquote soll Gasversorger dazu verpflichten, einen jährlich ansteigenden Anteil grüner
Gase liefern zu müssen. Mit der Einführung einer Grüngasquote könnten zusätzliche Netzdienlich‐
keitsanforderungen an den für die Erfüllung der Quote einsetzbaren grünen Wasserstoff definiert
werden.
Vorteile: Nachteile:

• Bei der Festlegung von Netzdienlichkeitsan‐
forderungen für die zur Quotenerfüllung an‐
rechenbaren Gase wie Wasserstoff kann ein
wesentlicher Beitrag zur Netzdienlichkeit von
Elektrolyseanlagen geleistet werden.

• Die Grüngasquote schafft Investitionssicher‐
heit für Elektrolyseanlagenbetreiber.

• Keine pauschale Erhöhung der Wasserstoff‐
gestehungskosten, da Anforderungen an die
Netz‐ und Systemdienlichkeit nur greifen,
wenn Wasserstoff auf Grüngasquote ange‐
rechnet werden soll.

• Sollten Wasserstoffgestehungskosten auf‐
grund von Anforderungen an die Netz‐ und
Systemdienlichkeit der Erzeugung steigen,
können diese von Wasserstofferzeugern an
(Quoten‐)Verpflichtete weitergeben, sofern
diese keine Alternativen zur Pflichterfüllung
haben.

• Anforderungen an die Netz‐ und System‐
dienlichkeit erschweren es den Erzeugern von
grünem Wasserstoff, ihr Produkt als auf die
Quote anrechenbar zu vermarkten.

• Ohne weitere Instrumente im Rahmen der
Stromnetzregulierung kann Lenkungswirkung
umgangen werden, wenn Wasserstofferzeu‐
ger auf die Teilnahme am Fördersystem ver‐
zichten.

Betrieb X
Standort X
CapEx
OpEx
Subvention
Ordnungsrecht X
Anreiz X
K.O.‐Kriterium

Grüngasquote

Ka
te
go

rie

X X

X

X

Betrieb Standort

Grüngasquote

Anreiz K.O.‐Kriterium

Op
Ex

Ca
pE

x

Subvention
Ordnungsrecht

40



ITE Schriftenreihe Nr. 15 Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen

III. | Wechselwirkungen
Eine Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen wird kurz‐ und mittelfristig
voraussichtlich durch eine Reihe von Einzelmaßnahmen aus dem Bereich der Stromnetzregulierung sowie
ergänzend aus dem Bereich des Förder‐ und Ordnungsrechts erfolgen. Bei der Auswahl und der Ausgestal‐
tung der Maßnahmen ist sicherzustellen, dass sowohl Wechselwirkungen der Maßnahmen untereinander
als auchWechselwirkungen der Maßnahmen mit anderen (rechtlichen) Rahmenbedingungen des Hochlaufs
der Wasserstoffwirtschaft bedacht werden.

1. | Maßnahmen zur Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit
Maßnahmen zur Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit müssen miteinander synchronisiert werden.
Denn Lenkungswirkungen einzelner Instrumente können sich überlagern oder – im äußersten Fall – auch
widersprechen. So können etwa sowohl FCA aus auch dynamische Stromnetzentgelte eine Lenkungswirkung
in Bezug auf die Betriebsweise einer Elektrolyseanlage entfalten. Wirken entsprechende Anreize nicht in
dieselbe Richtung, können sie nicht ihr volles Potenzial entfalten. So könnte etwa ein statisches FCA durch
seine fest vereinbarten Fenster eine erhöhte Stromabnahme außerhalb dieser Fenster verhindern, selbst
wenn über (niedrige) dynamische Netzentgelte zu bestimmten Zeitpunkten ein zusätzlicher Verbrauch
angereizt werden soll.

Zu berücksichtigen sind zudem die Effekte, die Maßnahmen zur Beeinflussung einer Dimension der
Netz‐ und Systemdienlichkeit auf andere Dimensionen derselben haben. Insbesondere dürfen bei einem
starken Fokus des Gesetzgebers auf eine Stromnetzdienlichkeit Auswirkungen insbesondere auf die Gas‐,
Wasserstoff‐ oder Wasserinfrastruktur nicht außer Acht gelassen werden. So muss etwa ein für das
Stromnetz idealer Standort nicht zwingend über ausreichend Wasser und eine hinreichende Gas‐ oder
Wasserstoffnetzinfrastruktur zum Abtransport von Wasserstoff verfügen.

2. | Andere (rechtliche) Rahmenbedingungen der Wasserstoffwirtschaft
Bei der Implementierung von Maßnahmen zur Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektro‐
lyseanlagen dürfen andere (rechtliche) Rahmenbedingungen der Wasserstoffwirtschaft nicht außer Acht
gelassen werden.

Von besonderer Bedeutung ist, dass Erzeuger von grünem Wasserstoff die sogenannten RFNBO‐Kriterien
der Delegierten Rechtsakte zur RED III sowie der 37. BImSchV zu beachten haben. Maßnahmen zur
Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit sollten die Einhaltung der ohnehin bereits komplexen RFNBO‐
Kriterien nicht zusätzlich erschweren. 102Im Worst Case drohen sonst Projekte zwischen den rechtlichen
Anforderungen unterschiedlicher Regulierer zerrieben zu werden (z. B. Stromnetzregulierung der Bun‐
desnetzagentur und RFNBO‐Regulierung der EU‐Kommission). Ein Ansatz zur Auflösung konfligierender
Anforderungen könnte insoweit etwa darin bestehen, in Bezug auf die Stromnetzdienlichkeit insbesondere
eine Standortsteuerung vorzunehmen, damit Betreiber die Fahrweise ihrer Elektrolyseanlagen vorrangig
anhand der Vorgaben der RFNBO‐Kriterien ausrichten können.

102 Vgl. dazu oben die Ausführungen zu dynamischen Netzentgelten.
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Die Erzeugung von grünem Wasserstoff ist schon heute durch hohe Wasserstoffgestehungskosten ge‐
kennzeichnet. Insbesondere Instrumente aus dem Bereich der Stromnetzregulierung haben das Potenzial,
die Gestehungskosten zusätzlich zu erhöhen. Dies kann den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft weiter
bremsen. Ein Ausweg könnte die Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit vorrangig über Maßnahmen
des Förderrechts (z. B. Ausschreibungen nach demWindSeeG) sein. Alternativ könnten neue, flankierende
Förderinstrumente eingeführt werden, um die Lücke zwischen Wasserstoffgestehungskosten und Zahlungs‐
bereitschaft potenziellen Wasserstoffverbraucher zu schließen (z. B. CfD‐Instrumente).

Für Projekte, die schon in Betrieb sind oder deren Planung schon weit fortgeschritten ist, könnten bei der
Neueinführung von Vorgaben zur Netz‐ und Systemdienlichkeit Vertrauensschutz durch Bestandsschutz‐
und Übergangsregelungen vorgesehen werden (z. B. hinsichtlich der Fortgeltung der Netzentgeltbefreiung
nach § 118 Abs. 6 EnWG). Entsprechende Regelungen könnten zudem dann erforderlich werden, wenn
Maßnahmen zur Steuerung der Netz‐ und Systemdienlichkeit nachträglich so wesentlich geändert werden,
dass Investitionsentscheidungen von Anlagenbetreibern in Frage gestellt werden (z. B. durch Neuzuschnitt
von Stromgebotszonen oder den Neuzuschnitt von Entlastungsregionen nach § 13k EnWG).
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